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Einleitung. 



1. Aufgabe der Abhandlung. 

§ 1. Bis zum Ausgange des Mittelalters hatten die 
Konsuln der fremden Staaten viel weitere Rechte, als 
in der Gegenwart. 

Sie waren hauptsächlich und vor allem die Ver- 
treter ihres Landes und die Schützer von Person und 
Vermögen der Landsleute, die in ihrem Konsulärbezirken 
sich niedergelassen hatten; weiter sollten sie eine 
Autorität für die Regelung der Rechtsverhältnisse ihrer 
Nationalen bilden. 

So war die Mission des Konsuls eine dreifache: 

Erstens die Vertretung seines Souveränes, also was 
heute zur Zuständigkeit der damals noch nicht bekannten 
Diplomaten gehört, zweitens die Vertretung und Ver- 
teidigung des einheimischen Handels, was heute die 
eigentliche Zuständigkeit der Konsuln bildet und drittens 
hatten sie Konsularjurisdictionsbefugnisse, wie sie heute 
nur die Konsuln im Orient ausnahmsweise besitzen. 
Nur diese letzte Competenz der Konsuln — die Jnris- 
dictionszuständigkeit — ist für uns von speziellem Inte- 
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resae. Im Mittelalter sollten die Konsuln in den 
cliristlichen Staaten auch Streitigkeiten, welche unter 
ihren Nationalen oder zwischen einem Nationalen und 
eineiij Inländer entstanden, in ersterem Falle selbst 
entscheiden und im zweiten Fall beaufsichtigen. Dass 
die Jurisdictionsbefu'jnisse der Konsuln den christlichen 
Staaten des Mittelalters zustanden, bezeugen uns einige 
Verträge des XIV, Jahrhunderts. So schloss z. B. das 
ehemalige Königreich Bulgarien im Jahre 1317 mit 
Genua und 1352 mit Venedig einen Vertrag, wonach 
den genuesischen Konbuln Jurisdictionsbefugnisse ein- 
geräumt waren ^), 

Es geht daraus hervor, dass die Konsulargerichts- 
barkeit ihre Entstehung nicht, wie auf den ersten Blick 
zu denken wäre, den Kapitulationen verdankt, überhaupt 
nicht in den Ländern des Orients zu suchen ist. Die 
Wiege der Konsulargerichtsbarkeit bildeten vielmehr 
die völkerrechtlichen Verträge der christlichen Staaten 
unter einander bis znm Ausgange des Mittelalters. 

Diese Konsulargerichtsbarkeit in den christlichen 
Staaten hat aber absolut nichts zu schaffen mit den 
Privilegien, welche wir unter dem Namen Capitulationen 
verstehen und mit welchen wir uns zu beschäftigen 
haben. 

Die Capitulationen verdanken ihre Entstehung ganz 
anderen Bedingungen und sind auf einem ganz anderen 
Boden erwachsen. 

Wie und wo sie entstanden sind, wird im Laufe 
dieser Abhandlung klar werden. 

Im heutigen Völkerrechte besteht die richterliche 
Gewalt der KoiisuIDj die sie bis zum Ausgange des 
Mittelalters gehabt haben, nicht mehr. Gegenwärtig 



^} Lappman; Die Konsulargerichtsbarkeit im Orient. 
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sind die Befugnisse der Konsuln im Allgemeinen auf 
blosse Vertretung der Handelsinteressen ihres Staates 
beschränkt. Das moderne Völkerrecht duldet nicht 
mehr irgendwelche Einmischung fremder Gewalten in 
die inneren Angelegenheiten der Staaten; der Begriff 
der Staatssouvei'änität schliesst jede fremde Macht aus; 
die Anerkennung einer ausländischen Gerichtsbarkeit 
würde eine vve.>entliche Verletzung der Gebietshoheit 
des civilisierten Staates bedeuten, und im Wiederspruch 
mit den wesentlichen Grundlagen der Staatsordnung 
stehen ^). Es gilt im Völkerrecht die Regel, dass 
die Territorialhoheit des Staates alle ihre Bewohner, 
ohne Unterschied der Nationalität umfasst. Inländer 
wie Ausländer sind den inländischen Gerichten für 
ihre Rechtsverhältnisse und Rechtsstreitigkeiten unter- 
worfen 2). 

Im Prinzip besitzen die Konsulen in den christ- 
lichen Staaten weder in Civil-, noch in Handels- noch 
in Criminalsachen irgend welche richterlichen Befugnisse 
über die Landsleute, die in ihrem Konsulärbezirke 
wohnen. Eine Ausnahme von diesem Prinzipe besteht 
nur f-ür gewisse aussereuropäische Staaten, die sog. 
pays du Levant, Echelles du Levant, Pays hors chre- 



Märten 8 : Die Konsulargerichtsbarkeit im Orient. 
S. 277. 

*) Nur für einzelne Ausnahmefälle und in sehr be- 
schränktem Masse sind den Konsuln in den christlichen Staaten 
ausser der freiwilligen Gerichtsbarkeit manche unbedeutende 
richterlichen Befugnisse eingeräumt, wie die Bewirkung von 
Zustellungen, Beweisaufnahmen, Anhörung von Zeugen und 
Eidesabnahmen; Vermittelung des Verkehrs zwischen einheim- 
ischen und ausländischen Gerichten u. s. w. (Darüber: 
A. Brauer, die deutschen Justizgesetze u, s. w., Berlin 1879, 
S. 6 bis 64.) 
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tiennet^, Eclielles de Barbarie, Etats barbaresqaes, 
Extrfeme Orient '). 

Die Angehörigen der europäischen Staaten in diesen 
Ländern sind von der inländischen Jarisdiction eximiert. 
Die Ursache dieses Ausnahmeznstandes im Orient ist 
der Verschiedenheit der Cultur und Staatsorganisation, 
welche zwischen Osten und Westen besteht zuzu- 
schreiben. Die Fremden wollten sich nicht der Ge- 
richtsbarkeit dieser Länder unterwerfen, weil sie dort 
nicht die nötige Garantie für eine gerechte und un- 
parteiische Rechtssprechung erblickten. 

Die Aufgabe der vorliegenden Arbeit nun ist nicht, 
die Unhaltbarkeit der fremden Jurisdiction in den 
Orientländern überhaupt zu beweisen, sondern die Grund- 
losigkeit und die Unzweckmässigkeit ihrer Anwendung 
in dem christlichen europäischen Fürstentum Bulgaiien 
zu zeigen. Meine Aufgabe wird weiter darin bestehen 
für die Abschaffung der Capitulationen in Bulgarien, 
als mit den Anforderungen der fortschreitenden Ent- 
wickelung des Staates im Widerspruch stehend, zu 
plädieren. 

Die Konsulargerichtsbarkeit ist höchstens noch 
haltbar in den Ländern des Orients, wo die inländische 
Organisation eine ganz primitive ist, nicht in einem 



Unter Levante versteht man die Länder an den Ost- 
küsten des Mittelländischen Meeres wie Aegypten, die asia- 
tische Türkei, selbst die europäische Türkei; Echelles du 
Levant sind die Handelsplätze des Mittelländischen Meeres 
unter der Ottomanischen Herrschaft, wie Alexandrien, Cypern, 
Beyrut, Alexandria, Smyrna, Salonicki, Constantinopel u. s. w. 
Echelles de Barbarie sind ein Teil der Städte Nordafrikas. 
Etats Barbaresques sind Tripolis, Tunis, Algier, Marocco, 
Jidy, Hescham. Extröme Orient: Die asiatischen Staaten 
Persien, Japan, China etc. 
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europäischen, christlichen, von den europäischen Mächten 
nach europäiscliem Muster hergestellten Staate, wie 
dem Fürstentume Bulgarien. Die Diplomaten von 1878 
haben mit der Bestimmung des Artikel VIII., Abs. 4 
des Berliner Vertrages alle Immunitäten und Privilegien 
welche die europäischen Staaten der Türkei gegenüber 
hatten, sich auch für das Fürstentum Bulgarien vor- 
behalten. Der Endzweck der vorliegenden Arbeit ist 
die Annullierung dieser Bestimmungen zu verlangen. 



2. Anordnung der Darstellung. 

§ 2. Der leitende Gedanke bei der Systeraatisier- 
ung dieser, meiner ersten grösseren wissenschaftlichen 
Arbeit war, ein vollständiges mit Consequenz durch- 
geführtes Ganzes darzustellen; in dieser Beziehung bin 
ich vielleicht an manchen Stellen zu expansiv gewesen. 

Die Entstehung, Gestaltung und Kritik der Kon- 
sulargerichtsbarkeit bilden drei abgesonderte Teile der 
Abhandlung. 

Bulgarien ist den Westeuropäern nur wenig be- 
kannt. Dieser Umstand ist meiner Ansicht nach; für 
die Beibehaltung des Capitulationsregimes in diesem 
Lande noch heute von Bedeutung. Wir wollen deshalb 
einen geschichtlichen Ueberblick über dieses Volk ge- 
winnen, das politische Leben der Bulgaren zeigeji, so- 
wie die Verfassung dieses Landes nach dem Berliner 
Vertrag darstellen, welcher ihn ins Leben gerufen hat. 

Wir werden die Bestimmungen dieses völkerrecht- 
lichen Vertrages, was Bulgarien anbetrifft, betrachten 
und in kurzen Anmerkungen manche Schattenseiten 
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dieser Urkunde mit Hülfe des Völkerrechtes beleuchten. 
Wir werden sehen, dass das bulgarische Volk eine 
glorreiche Epoche im Mittelalter gehabt hat, und dass 
diese noch in der Seele der heutigen Bulgaren weiter- 
lebt, welche entschieden die fiJigenschaften einer alten 
cultur- und fortschrittsfähigen Nation bewahrt haben. 
Der Berliner Congress wollte dem neugeschaffenen 
Bulgarien nicht die volle Handlungs- und Geschäfts- 
Fähigkeit gewähren. Die Diplomaten von 1878 ver- 
gassen aber, dass Bulgarien kein neugeborenes Kind, 
sondern ein von tiefem Traume erweckter kräftiger 
Mann war, der noch seine Geistesfähigkeit bewahrt 
hat und sein Leben ohne Vormundschaft selbständig 
führen kann. Bulgarien hat Jahrhunderte lang unter 
türkischem Joch gestanden, dieses war aber nicht im 
Stande die Bulgaren und ihren Geist vollständig 
zu unterdrücken. Dass die Bulgaren ihre Lebens- 
fähigkeit nicht verloren haben, zeigt uns die Ge- 
schichte des fünfundzwanzigjährigen Daseins des neuen 
Fürstentums. 

Im 2. Abschnitt wollen wir die Grundlagen der 
Capitulationen in Bulgarien feststellen. 

Das* Fürstentum hat dieselben nicht originär, 
sondern derivativ erworben. Bulgarien wurde infolge 
des russisch-türkischen Krieges von 1877 von der Tür- 
kei losgerissen. Nach der Abtrennung Bulgariens aus 
dem Territorium des türkischen Sultans blieben die 
mit der Türkei geschlossenen Capitulationen in den 
losgetrennten Teilen weiter bestehen. Wollen wir nun 
den Inhalt der Konsulargerichtsbarkeit in Bulgarien 
prüfen, so müssen wir die Capitulationen der Türkei 
als Hauptquelle benutzen. 

Bulgarien hat niemals selbst Stipulationen 
abgeschlossen, mit welchen es den europäischen 
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Mächten irgend welche Jurisdictionsprivilegien ein- 
geräumt hätte 1). 

Es hat blos die Capitulationen der Türkei über- 
nehmen müssen. Wir werden also den Inhalt der 
türkischen Capitulationen fixieren um sie auf Bulgarien 
anwenden zu können. Wir werden dabei sehen, dass 
diese Anwendung nicht ohne weiteres, nicht ohne 
Veränderungen sich vollzieht, dass Verschiedenheiten 
manchmal zu Gunsten und manchmal zu Ungunsten 
Bulgariens eintreten. Wir werden alsdann den Abs. 4 
des Artikel VIII des Berliner Vertrages, sowie die 
Attribute der Konsuln und die Rechtsverhältnisse der 
Fremden in Bulgarien untersuchen. Die Gestaltung 
der Konsulargerichtsbarkeit ist Gegenstand des zweiten 
Buches. Im Abschnitt I desselben werden wir die 
Organisationen der Konsulargerichte, welche in Bulgarien 
fungieren darstellen, indem wir sie in drei Kategorien 
teilen: die französische, die englische und die russische 
Organisation. Da wir aber eine Arbeit speziell für das 
deutsche Publikum vor Augen haben und da es un- 
zweckmässig wäre das Verfahren aller Jurisdictions- 
staaten näher zu schildern, so haben wir am Ende 
dieses Abschnittes die deutsche Konsulargerichtsorgani- 
sation nebst Verfahren dargestellt. Dies ist um so 
wichtiger, da die bisherigen Arbeiten über diesen 
Gegenstand das Gesetz vom 7. April 1900 über die 
Konsulargerichtsbarkeit nicht angewendet haben. Die 
Vollstreckung und die polizeilichen Befugnisse der 
Konsuln haben wir in den folgenden zwei Abschnitten 



Nicht so liegt der Fall bei den anderen Ländern, wo 
jetzt oder bis vor kurzem das Capitulationsregime herrschte. 
Japan z. B. hatte selbst die Capitulationsverträge mit den 
verschiedenen christlichen Staaten abgeschlossen. (Siehe: 
Senga die Konsulargerichtsbarkeit in Japan. S. 56.) 
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behandelt; das letzte Buch ist eine Kritik des im Buch 
II dargestellten. Wir werden dabei sehen, dass die 
Konsulargerichtsbarkeit in Bulgarien auf falschem 
völkerrechtlichem Boden steht und, dass sie eine sehr 
mangelhafte Institution ist, welche eine ungerechte 
langsame und kostspielige Prozessform mit sich bringt. 
Wir werden zu beweisen suchen ^), dass die mit der 
Türkei geschlossenen Capitulationsverträge für Bulgarien 
nicht bindend sein können, weil sie seine Existenz ge- 
fährden, seine Ent Wickelung hindern und, weil sie recht- 
lich für den cedierten Staat als nicht Beteiligten nicht 
bindend sein können (res inter alios acta). 

Die Capitulationen haben ferner keinen vernünf- 
tigen Zweck, weil die Motive, die sie in der Türkei 
hervorgebracht haben, in Bulgarien nicht bestehen 
(cessante causa cessat effectus). 

Vermischung von Rechtspflege und Politik, Rechts- 
pflege und Verwaltung und die zahlreichen Prozess- 
mängel maclien die Konsulargerichtsbarkeit auch prak- 
tisch unhaltbar. Die Versuche zur Aufhebung der 
Kapitulationen in der Türkei und Bulgarien bilden das 
letzte Stück der Abhandlung. 

Hier werden wir insbesondere den Wortlaut der 
Konsularconvention zwischen Oestreich - Ungarn und 
Bulgarien vom Februar 1902 zu betonen haben, da sie 
die Konsularjurisdiction unter der Bedingung aufhebt, 
dass die übrigen Staaten auch auf das Privilegium ver- 
zichten. Hieran schliessen wir einen Appell an die 
interessierten Mächte, dem Beispiel Oestreichs-Ungarns 
zu folgen und gemäss Acs. 2 desselben Art. VIII des 
Berliner Vertrages die Capitulationen in Bulgarien für 
aufgehoben zu erklären. 

*) In einem Teile, der nicht in dieser Dissertation zur 
Darstellung gelangt. 
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3. Quellen und Litteratur. 

§ 3. Die Quellen der Konsulargerichtsbarkeit in 
Bulgarien sind: 

1. Der Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 (§§ 1—22) 

2. Die Capitulationen und völkerrechtlichen Ver- 
träge der Türkei sowie die Landesverträge des Fürsten- 
thums Bulgarien. 

3. Die Landesgesetzgebung Bulgariens und der 
respektiven Konsulaijurisdictionsmächte. 

Der Berliner Vertrag ist einer der wichtigsten 
völkerrechtlichen Acte, die die Geschichte des Inter- 
nationalen Rechtes zu verzeichnen hat; sowohl seiner 
positiven, als seiner negativen Seite nach sind die Be- 
stimmungen dieses Tractats noch heute von grosser 
Bedeutung für die Regelung einer Anzahl internatio- 
naler Fragen. Die sogenannte orientalische Frage, 
welche man mit dem Berliner Vertrag entgültig zu 
entscheiden glaubte, schwebt noch in der wolken- 
schwangeren Luft des Balkans. Die positive Seite 
des Berliner Vertrages ist zweifellos von grosser Wich- 
tigkeit gewesen. 

. Die Diplomaten von 1878 haben dem türkischen 
Joch ein ganzes Volk entzogen und es zu neuem Leben 
erweckt. Sie haben dem bulgarischen Volke seine seit 
fünf Jahrhunderten verlorene Freiheit wieder gegeben. 
Den übrigen zwei Völkern der Balkanhalbinsel: Serbien 
und Rumänien haben sie die volle Selbständigkeit ge- 
schenkt. Anderseits enthält dieser Vertrag, wie wir 
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ITH Laufe dieser Abhandlung zu zeigen mehrfach Ge- 
legenheit haben werden, viele Mängel. Er hat nicht 
die Hoffnnngen der Völker, die von ihm ihr Schicksal 
abljängig gemacht hatten völlig erfüllt. „Seine Be- 
stimmungen, auf sich widersprechende Motive zurück- 
gefiibrtj laufen dem gesunden Menschenverstand, der 
Gerechtigkeit zu^vider und sind herzlos" sagt Bruns- 
wick iü seinem Coraraentar zum Berliner Vertrage i). 
C'est (le traite) un compose disparate, de pieces et de 
morceaux, semblables du reste äux materiaux que le 
Traite de Paris lui a prepares, c'est une transaction 
entre le Traite de San Stefano, combinaison hative 
formöe d'elements sans affinite entra eux .... la 
machine grince et empeche le mecanicien de s'en- 
dormir" ^). 

Eine Reparatur dieses Mechanismus ist dringend 
notwendig, die Cabiuette aber scheinen nicht daran zu 
denken, deshalb wird die Zeit kommen, wo der Mecha- 
nismus als ganz unbrauchbar beiseite geschoben wird 
und die davon abliängig gemachten Völker sich los- 
reisen werden um sich selbständig zu organisiren s). 

Von den 22 Paragraphen des Berliner Vertrages, 
die Bestimmungen über Bulgarien treffen, kommt für 
unsere Abhandlung hauptsächlich in Betracht der § 
VIII, Abs, 4. 

Wir werden diese Bestimmungen des Berliner Ver- 
trages, die von so grosser Wichtigkeit für das Leben 
des jungen Fürstentnmes sind, nach allen Seiten hin 
analysieren. 



^} Brunswick- Le traite de Berlin, annotä et com- 
mentß. Paris 1887. 

») ibid. 

3) Charles Calvo: Le droit international th^orique et 
pratique. Paris 1896, Band I, S. 318. 



— 19 — 

Als zweite Quelle haben wir die türkischen Oapi- 
tulationen und Verträge, sowie die Handelsverträge 
Bulgariens angegeben. 

a) Die Capitulationen sind eine Art Gnadenbriefe, 
durch welche die hohe Pforte gewisse Vorrechte und 
namentlich das Recht auf eigene Gerichtsbarkeit den 
christlichen europäischen Staaten gewährleistete. Sie 
hatte-n Geltung nur für die Dauer der Regierung des 
Sultans, welcher sie erlassen hatte; deshalb mussten 
mit dem Regierungsantritt eines neuen Herrschers die 
Capitulationen von diesem erneuert werden. Seit der 
berühmten Capitalution vom 28. Mai 1740 tragen diese 
Stipulationen den Charakter bilateraler Verträge. Sie 
sind nunmehr nicht als einseitiger Wille des musul- 
manischen Herrschers anzusehen, sondern als 

b) völkerrechtliche Verträge mit bindender Kraft 
für beide Contrahenten. Von nun an hatten die christ- 
lichen Mächte das Recht die stipulirten Vorrechte und 
die Immunitäten kraft Vertrages zu verlangen. 

Die Capitulationen und völkerrechtlichen Verträge 
der Türkei sind in zahlreichen Sammlungen zusammen- 
gestellt. Die besten und praktischsten sind: 

Norradounghian: Recueil d'actes internationaux 
de Fempire Ottuman, Paris, Leipzig, Neuchatel, 2 Bände 
1897, 1900. Diese neuste Sammlung ist mit der grössten 
Sorgfalt zusammengestellt, wenn sie auch nicht immer 
auf authentisches Material zurückgeht. Die Capitula- 
tionen sind chronologisch aufgezeichnet und mit Citaten 
versehen. 

Baron deTesta: Recueil des trait^s de la Porte 
Ottomane avec les puissances etrangeres jnsqu' ä nos 
jours. Paris 1864—1892. 

Aristarcky Bey: Legislation Ottomane, Con- 
stantinople 1863-88. 
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Martens: Recueildes Traites Gotttingue 1817—80. 
30 Bände. 

c) Schon 1890 hat Bulgarien mit Oesterreich- 
Üngain einen Handelsvertrag, ohne Mitwirkung der 
Pforte abgeschlossen. In der allerneusten Zeit ver- 
sprach Oesterreich-Ungarn mit der Konsularconvention 
von 1902 gemäss Art. XIII, Abs. 4 des Berliner Ver- 
trags auf die Capitulationen zu verzi^'Iiten. 

Endlich haben wir als Quelle die Landesgesetz- 
gebang Bulgariens und diejenige der Konsularjuris- 
dictionsstaaten bezeichnet. 

a) Ein spezielles Gesetz, welches die Konsular- 
gerichte in Bulgarien sanctionniert, existiert bis heute 
nicht. Diese Tatsache ist darauf zurückzuführen, dass 
die bulgarische Gesetzgebung die Konsularjurisdiction 
nicht zu normieren vermag, ohne mit den zahlreichen 
ausländischen Gesetzgebungen in CoUision zu kommen. 
Die einzige diesbezügliche Bestimmung der bulgarischen 
Gesetzgebung, ist der § bi der bulgarischen Strafpro- 
zessordnung: „Ausländer sind für Rechtsübertretungen, 
begangen in Bulgarien, den allgemeinen Zuständigkeits- 
if^geln unterworfen, wenn eine Ausnahme dieser Regel 
in den Verträgen mit jenem auswärtigen Staate, w^elchem 
Beklagter angehört, nicht festgesetzt ist". 

Das bulgarische Justizrainisterinm pflegt von Zeit 
zu Zeit Anweisungen in Form von Circulären an die 
Gerichte zu senden, in welchen einzelne Prozessfragen 
reguliert werden. Die Sammlung dieser Circuläre ist 
eine reiche Quelle für die Anwendung der Capitulationen 
in Bulgarien ')• 



*) Dank der Liebenswürdigkeit des Herrn General- 
sekretärs des Justizministeriums in Sofia, konnte ich diese 
Sammlung für die vorliegende Arbeit benutzen. 
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b) Die fremden Gesetzgebungen der Konsularjuris- 
dictionsstaaten enthalten verschiedene Gesetze, welche 
die Organisation der respektiven Konsulargerichte nor- 
mieren. Seit und nach dem Muster der berühmten 
Marineordonanz des französischen Ministers Colbert 
haben fast alle Staaten ihre Konsulargerichtsbarkeit 
gesetzlich festgestellt. Wir werden Gelegenheit haben, 
insbesondere das neue deutsche Gesetz über die Kon- 
sulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 in Betracht zu 
ziehen. Für Gross-Britannien gilt das Gesetz von 1843 
über Konsularorganisation und die Act. vom 12. Dezem- 
ber 1873; für Frankreich die Gesetze vom 23. August 
1833 und vom 28. Mai 1836; für Italien das königliche 
Gesetz von 1866; für Spanien das königliche Dekret 
vom 29. September 1848; für Holland das Gesetz vom 
25. Juli 1871. 

Die Litteratur über über die Konsulargerichtsbar- 
keit, besonders die französische ist sehr reich, Arbeiten 
aber, die speziell die Konsulargerichtsbarkeit in Bul- 
garien behandeln, existieren mit Ausnahme einiger 
kurzer einseitiger, meistens polemisch-journalistisch auf- 
gefasster Darstellungen, wie jener Drandar's^) nicht. 
Das war auch einer der Beweggründe für die Auswahl 
unseres Themas. Die bulgarische Litteratur enthält 
einige Abhandlungen, die aber sehr wenig, oder gar 
nichts speziefisch Bulgarisches sagen. Wir haben uns 
bemüht, wo möglich alle europäischen Litteraturen für 
unsere Arbeit ershöpfend zu benutzen. 



^) Siehe unten Seite 21. 
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A) Sammlungen (vide § 1). 

B) Ueber die Konsulargerichtsbarkeit im Orient 

F. Martens: Das Konsularwesen und dieKonsnlar- 
jtirisdiction im Orient^ übersetzt von Skestj Berlin 
1874j das beste Buch über diese Materie^ aber veraltet 
und für Bulgarien wenig brauchbar. 

Ferraud-Geaud : De la Jurisdiction fran<^aise 
dans les Ecbelles du Levant et de la Barbarie, Paris 
1878. Dieser Jurist ist die grösste Autorität in Frank* 
reich über diesen Gegenstand. 

Key: De la protection diplomatique et consulaire 
dans les Echelles du Levant et de Barbarie, Paris 
1899. Juristische Dissertaiion über dieProtectionspoIitik 
Frankreichs im Orient. 

Dr. Karl Lippmann; Die Konsularjurisdiction im 
Orient. Leipzig 1898. Das beste bis jetzt in der 
deutschen Liiteratur vorhandene Buch. 

Senga: Die Konsularjurisdiction in Japan. Ber- 
lin 1897, 



C) Ueber die Konsularjurisdiction in der Türkei, 

Jacobowitz: Die Consulate als Gerichtsbarkeiten 
im Osmanischen Reiche, Wien 1865. 

Francesco Contuzzi: La instituzione dei eon* 
solati ed il diritto internazionale enropeo nella sua 
applicabilita in Oriente. Napoli 1885. 



— 23 - 

Gatteschi: Manuale die diritto publice et privato 
Ottomano. 

Antonopoulos-Meyer: Die ExterritoriaütÄt der 
Ausländer in der Türkei. Im Jahrbuch für vergleichende 
Rechtswissenschaft, Berlin 1896. 

Salem: Im Journal da droit international privö, 
Band XVIIL 

J. G. Aristide Gavillot: Essai sur les droits des 
Europeens en Turquie et en Egypte. Paris 1875. 

Mac-Cohan. La Jurisdiction consulaire en Tur- 
quie et eh Egypte, Paris 1873. 

Heinrich Bergfed: Die Konsulargerichtsbarkeit 
in der Türkei, Inaug. Dissertation, Greifswald 1898. 

Staude: Die völkerrechtliche Sonderstellung der 
Jurisdictionskonsuln in der Türkei, Inaug.-Diss., Er- 
langen 1900/1901. 



D) Ueber die Capitulationen in Bulgarien. 

Jantscheff: La Bulgarie et l'etranger, Paris 1892. 

A. G. Drandar: La Question des capitulations et 
de leur suppression dans la principaute de Bulgarie 
Paris 1883. 

A. K. Liudskanoff (jetziger bulgarischer Minister 
des Inneren): Die Capitulationen (bulgarisch), auch 
französisch erschienen. 

Schismanoff: Bulgarien, in von Leske und 
Löwenfeld: Die Rechtsverfolgung im internationalen 
Verkehr. 

Sgoureff (ehemaliger Justizminister). Haben die 
Capitulationen denn noch Grund und Sinn? (bulgar.) 

Die beste Quelle aber für die Erkenntnis der Kon- 
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sularjurisdiction in Bulgarien Wlden die nicht gedruckten 
nur in sehr geringer Anzahl lithographirten „Vorträge 
über die Capitulationen gelesen" im Laufe des Sommer- 
Semesters 1899 — 1900 an der Sofianer juristischen 
Facultät. von dem jetzigen Ministerpräsidenten Dr. 
St. Dane ff, welcher als lanjähriger Praktiker als der 
beste Kenner der Capitulationen in Bulgarien gilt. 
Seine Vorträge wafen von unschätzbarem Wert für 
nnsere Arbeit. 



E) Periodische Erscheinungen. 

Zahlreiche Aufsätze in der Revue de droit inter- 
national et droit compare. Bruxelles. Journal de droit 
international Paris; Revista di diritto internazionale. 
Revue politique et littenaire, Paris, von Rolin-Jac- 
quemin, Salem, Antonopoulos u. s. w. 

Besonders hervorzuheben sind die Abhandlungen 
von B. Lawrence: Etudes sur la Jurisdiction consu- 
laire in der R. d. d. i. 1878, Band 10, S. 285 ff. 

Pradier-Fordere: La Question des capitulations 
en Orient in der R. d. d. i. 1896, Band 1, S. 137 ff. 

Engelhardt: La Turquie et les principautes da- 
nubiennes sous le regime des capitulations in der R. 
d. d. i. Band 10. 
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iBnch I. 

Entstehung der Konsulargerichtsbarkeit in Bulgarien. 

ABSCHNITT I. 
Entwickelang Bulgariens. 

Bevor wir an den Kern unseres Gegeustandes 
herantreten, geben wir einen kurzen üeberblick über 
die historisch-politische Entwickelung des Fürstentums. 

A. Bulgarien bis zum Berliner Vertrag ^): 

§ i. Die Vorfahren der heutigen Bulgaren sind 
nach Jiricek, dem besten Kenner der bulgarischen 
Geschichte, die slavischen Völkerschaften, welche im 
Laufe des 3.-8. Jahrhunderts in Moesiert, Thrakien, 
Makedonien, Epiros und Thessalien ihre Wohnsitze 
aufschlugen. Die Geschichte der Bulgaren bis zur 
Annahme des Christenthums unter Boris (852—888) 



Ueber die Geschichte Bulgariens vgl.: Jiricek: Ge- 
schichte der Bulgaren, Prag 1876. Spiridon Gopcewic: 
Bulgarien und Ostrumelien, Leipzig 1886. A. Durastel: 
Annuaire international de la Bulgarie Sofia 1897. 
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bildet eine Keihe von blutigen Kämpfen, Das Bul- 
gfarenreich gelangte unter diesem König zu grosser 
Macht. Zur Zeit seiner Regierung lebten die zwei 
Brüder Constantin und Methodios, welche für die 
geistige Entwickelung der Slaven von grosser Be- 
deiitiiug waren, da sie die altslavische Sprache be- 
festigten. Der Nachfolger von Boris, sein Sohn Simeon 
ist der bedeutenste aller Beherrscher des Bulgaren- 
volkes. Seine Regierungsperiode (893—927) bildet das 
goldene Zeitalter des ehemaligen Bulgarischen Reiches. 
Auf diesen kraftvollen Herrscher folgten schwächere, 
bis endlich 971 der byzantische Kaiser Johannes Zi- 
misches das bulgarische Reich an der Donau unterwarf. 

Basilius I gab im Jahre 1018 dem ersten bul- 
garischen Reiche den Todesstoss. Dieses blieb unter 
byzantischer Herrschaft, bis die Brüder Äsen I und 
Peter durch eine Revolution im Jahre 1186 das neue 
bulgarische Reich in Moesien herstellten. Unter dem 
Zaren Äsen II kam das neue bulgarische Reich wieder 
zu hoher Blüte; es wurde erweitert bis zu den alten 
Grenzen zur Zeit Simeons. Später gerieth Bulgarien 
durch die Unfähigkeit der Herrscher in Knechtschaft, 
zunächst unter den Tartaren. Als die Türken in 
Europa eindrangen, reichte Bulgarien noch von der 
Donau bis zum Rodopegebirge und vom Schwarzen 
Meere bis Orsova-Kustendie. Der letzte Zar Iwan 
Sismann III musste sich 1366 dem Sultan Morad I 
unterwerfen. Nach einigen Befreiungsversuchen machte 
Bajasid I 1398 der Selbständigkeit Bulgariens ein 
Ende. 

Die dunkelste Periode der bulgarischen Geschichte 
ist die Zeit der Türkenherrschaft vom Ende des XVI. 
Jahrhunderts bis zum Anfang der nationalen Wieder- 
belebung in den ersten Dezennien des vorigen Jahr- 
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hunderts. Die neue bulgarische Bewegung beginnt mit 
der litterarischen Thätigkeit des Mönches Paysiosimd 
seines Schülers So fron i, Bischoffs von Wratza. Die 
russischen Feldzüge von 1806—12 und 1822—29 weckten 
den nationalen Geist der geknechteten bulganscUen 
Bevölkerung. Viele bulgarische Freiwilligen kämpften 
mit der russischen Armee gegen die Türkei. Zwei 
Hauptströmungen gingen, wenn auch manchmal in den 
Nebenzwecken verschieden, Hand in Hand bei der 
Befreiungsbewegung: die sogenannte Tchorbadjia d. h. 
die reichen Bulgaren, treue Eajas des Sultans, welche 
durch die sogenannte bulgarische Kirchen frage (1858 bis 
1872) die Trennung der bulgarischen Kirche von der 
griechischen bezweckten um damit das nationale Be- 
wusstsein, das durch das Griechenthum abgestumpft 
war, zu heben; und die anderen — die Radikalen, die als 
Emigranten im Rumänien die Revolution vorbereiteten. 
Die Folgen dieser Revolution waren die sogenannten 
Bulgarengräuel, deren Bekanntwerden duich ganz Europa 
einen Schrei des Entsetzens und Abschen hervoiTief, 
und endlich der rnssisch-türkisclie Krieg 1877—78. der 
mit dem Vertrag von San-Stefano vom 3. März 1878 
endigte, durch welchen die Schaffung eines tiubitären 
Fürstentums Bulgarien bestimmt worden ist. 



B. Der Berliner Vertrag* 



§ 5. Der Präliminar Friedensvertrag von San- 
Stefano WHirde am 18. März ratiflciert. Dieser sollte 
aber nicht die Grundlage der künftigen Staatsverfassung 
des neuen B'ürstentums bilden. 
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Am B. Jiirii desselben Jalires ^viirde arif Antrag 
(Jer deutschen Regierung den Orossmäcliten eine Ein- 
ladung zum Conj^ress gesandt, zwecks Erörterung des 
Friedensvertrages von San- Stefano. Im Juli trat der 
Berliner Congress zur Berathuug zusammen* Er scliiif 
ein kltfineres Bulgarien. Die englisclien Diplomaten, 
insbesoaderej fürchteten die Dankbarkeit Bnlgarieus 
fieiuem Befreier gegenüber und es möchte Bnlgarien als 
Avant Garde Rasslands im Orient dieneu. 

Lord Salisburj sprach die Befürclitung aus, dass 
die auf Bulgarien bezüglichen Artikel des Vertrages 
von San-Stefano die Wirkung haben würden, die 
Türkei bis zur absoluten Abhängigkeit von Russland 
herabzn drücken, ^) 

Wir wollen nun die Bestimmungen des Berliner 
Vertrages j soweit sie Bulgarien interessieren, anführen. 



a. Grenzen, 

England verlangte, dass das neue Fürstentum auf 
den Teil der enropäischen Türkei beschränkt werde, 
der nördlich des Balkans liege. In Anschluss daran 
bemerkte der Vertreter Oesterreichs- Ungarns , Gi'af 
Audrassj% dass sein Staat s«hr viel Gewicht auf die 
Grenzen des neuen Füistentums lege. Ängei?ichts der 
grossen Schwierigkeit der Entscheidnug der Grenzfrage 
wurde hierzu eine Comnüssion ernanntj durch welche 
jene in der Sitzung vom 22. Juli im Sinne Englands 
entschieden wurde* 



^) Brunswick S. 2. Baluktschieff: Die reclitlichö 
Stellung deö Fürstentumis Bulgarien. Würzburg 1893. Kap, I. 



"^W 
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An Stelle eines einzigen Staates ~ Grossbul^arien, 
welches der Friedensvertrag von San-Stefano vorge- 
sehen hatte, stellte der Berliner Congress das bulgarische 
Volk unter drei verschiedene Staatsforraen und Ke- 
gienmgen: das Fürstentum Bulgarien als sogenannten 
halbsouveränen Staat, die Provinz Ost-Rumänien mit 
autonomer Verwaltung unter einem vpn dem Sultan 
ernannten christlichen Gouverneur, im übrigem aber ganz 
der militärischen und politischen Hoheit des Sultans 
unterstellt, endlich das mohamedanische Bulgarien jen- 
seits der Rilogebirge, welches noch heute eine rein 
türkische Provinz ist, und unaufhörlich die Ruhe Europas 
stört. Nach Art 2. des Berliner Vertrags verläuft die 
Grenze i) des Fürstentums von der Mündung des Tinvok 

*) Die Grenzrpgulieruiig des bulgarischen Territoriums 
ist äusserst ungünstig für dieses. Nach dem Wortlaut des 
Art. 2 soll die nördliche Grenze dem rechten Ufer der Donau 
folgen („la fronti^re suit au nord la rive droite duDuoube^ 
Rumänien interpretirt dies dahin, dass alle Inseln zwischen 
Bulgarien und Rumänien nur dem letzten gehören. Eine 
solche Interpretation des Textes dieses Artikels widerspricht 
vollständig dem gemeinen so wie dem Völkerrechte, denn 
dieses" bestimmt falls ein Fluss die Grenzen zweier Staaten 
teilt, so ist anzunehmen, dass die Grenze durch den Talweg 
geht (Bluntschli, code international, Art. 298). So hesaas 
auch die Türkei die Inseln an der Donau diesseits des Tal- 
wegs. Rumänien aber behauptet das Gegenteil. Noch heute 
schwebt der Conflikt über die Insel Eschek Adasi. Ebenso 
ungünstig für Bulgarien ist auch die westliche Küste, Nach 
dem Berliner Vertrag wird diese „durch einen Punkt östlich 
von Silistria gebildet". Die Commission aber, welche die 
Grenzen Bulgariens zeichnen sollte, verhielt sich sehr stief- 
mütterlich Bulgarien gegenüber, sie nahm als Grenze Silistriia 
selbst. Russland protestierte und da die Beschlüsse des Con- 
gresses nur mit Einstimmigkeit getroffen werden koniiteuj so 
ist durch den Protest Russlands die Entscheidung der Grenz- 
kommission ungültig um demgemäss sollte die Grenze doch 
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längs des rechten Donaiuifers bis östlich von Silistria, 
von da nach der Küste des Schwarzen Meeres südlich von 
Man^aliaj dann län^s der Küste des Schwarzen Meeres 
bis südlich von Bjela im Thal des Baches, an welchem 
die Dörfer Hodschaköj, Aluvadschyk liegen, aufwärts 
schneidet den Deli Kamtschyk kurz vor seiner Mündung 
und folgt dann in westlicher Richtung dem Kamm des 
Balkan bis zum Gipfel Kozitza. Von dort zieht sie in 
südwestlicher Richtung; Jestima und Branja aus — Zla- 
titza und Sauiocow eiuscliliessend, nach dem Mussalla- 
bergj läuft dann östlichy schneidet den Kruma nördlich 
von Dsumaja^ schliesst Kiustendil ein und läuft endlich 
in vielfach aus- und einspringenden Winkeln zwischen 
22^20' und 22 "50' östlich L. v. Gr. nach N., bis sie 
die alte serbische Grenze eiTeicht. 

Art 5 schreibt vor^ dass der Religion Freiheit 
gewährleistet werden soll i). 

Die Glaubens- und Religionsunterschiede bilden 
keinen Grund zur Ausschliessung vom Genüsse der 



östlich von Silistria bleiben. Als sUdliche Grenze wurde von 
der^ gemischten Commission der Balkan bezeichnet; dieser 
trennt das Pllrstentnm von der Provinz Ost-Rumelien. Nach 
der Convention von Tophane im Jahre 1886 wurde die Union 
dieser beiden Länder vollzogen, so dass die südliche Grenze 
des Berliner Vertrages tatsächlich von keiner Bedeutung ist. 
Die zwischen 41 ^ 36 ' und 42° 12' nördl. Breite verlaufende 
Südgrenze Oatrumeliens bildet thatsächlich auch die südliche 
Grenze Bulgariens; die östliche Grenze bildet das Schwarze 
Meer mit den zwei wichtig-en Häfen Bourgas und Warna. 

^) Entsprechend dem Art 5 schreibt die bulgarische Ver- 
fassung^ Urkunde vom IG. April ISTÜ in Art. 40 vor: Die 
Christen der nicht griechisch-orthodosen Kirche sowie Anders- 
gläubige, seien sie geborene Bulgaren oder naturalisierte Aus- 
länder, welche zeitlich oder dauernd in Bulgarien wohnen, 
geniessen volle Religionsfreiheit, es sei denn, dass ihre Aus- 
übung die Landesgesetze verletzt. 
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1:)ärger]iclieii tind poHtisclioD Rechte, sowie von der 
B'äingkeit zur Bekleidung" von öfientlichen Aemtern 
oder Betreibung aller Gewerbe ij, 



b) Regierung. 

Bulgarien wurde von dem Berliner Congress als 
ein autonommes, tributpfliebtiges Fürstentum mit christ- 
licher Regierung unter der Souveränität des Sultans^ 
bezeichnet, (Art. 1) ^), 

Für die Vertheidis:ung des Landes wird eine 
nationale Landwehr gebildet. Art. 8 des Vertrages von 
San Stefano bestimmte, dass die Grösse der bulgarischen 
Armee durch Vereinbarung zwischen Russland und der 
Türkei bestimmt werden sollte. Der Berliner Congress 
bat diese Bestimmung nicht mit aufgenommen. In der 
Tbat ist Bulgarien in militärischer Beziehung voll- 
ständig frei und kann selbst die Grösse seiner Armee 
bestimmen. Der Fürst von Bulgarien wird frei vom 
Volke gewählt und durch die Hohe Pforte mit der 
Genehmigung der Grosaniächte bestätigt. Der Fürst 
darf keinem der regierenden Häuser der Grossmäcbte 
angehören. Im Falle der Erledigung des Thrones er- 
folgt die Besetzung unter denselben Bedingungen. 

Art, 4 bildet die Grundlage der bulgarischen 
StaatsoTganisation. Eine Notabelnversaramlung zu Tir- 
nowo 3) soll die Wahl des Fürsten vollziehen *) und 

') Art. 41 der bulgarischen V* U. 

^) Die RegiertiDgsform ist eine Constitutionen erbliche 
Monarchie mit Volksvertretung. (Art 4 der bulg. V. U.) 

3) Diese hat im April Z879 stattgefunden. 

*) WaW des ersten Fürsten Alexander von Batt-enberg 
am 29. April 1879. 



— 32 — 

die Verfassung i) mit Berücksichtigang der Rechte und 
Interessen aller im Lande wohnenden Nationen vor- 
bereiten 2). 



C. Völkerrechtliche Bestimmungen. 

Bulgarien ist an die von der Türkei abgeschlossenen 
Handelsverträge gebunden. Alle Nationen und der Handel 
derselben sollen in gleicher Weise behandelt werden. 
Im Füstentum darf kein Transitzoll erhoben werden. 
Die Angelegenheiten der Angehörigen fremder Staaten ge- 
niessen die Vorrechte der Capitulationen. 

Die bulgarischen Staatsangehörigen unterstehen, 
wenn sie durch das türkische Territorium reisen, oder 
sich dort niederlassen, der Botmässigkeit und den Ge- 
setzen der Türkei (Art. 12 III). Die Mächte ent- 
scheiden über die Höhe des Tributs nach dem ersten 
Amtsjahre der bulgarischen Regierung. 

Ausser dem Tribut hat Bulgarien einen Teil der 
osmanischen Staatsschuld zu übernehmen. 

d) Schuld Verhältnisse: 

Bulgarien tritt an Stelle der Kaiserlich-Osmanischen 
Regierung in deren Rechten und Pflichten gegen die 
Warna-Rustschuker Eisenbahngesellschaft mit dem Mo- 
ment der Ratiflcierung des Vertrages 3). 

*) Verfassungsurkunde vom 16. April 1879. 

2) Art. 40, 41, 42 der V. U. 

3) Nach der Union wurde diese Strecke von der bulga- 
rischen Regierung für eine Summe von 44,5 Millionen Frcs. 
angekauft. 
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Bulgarien tritt ebenso für die Verpflichtungen der 
Türkei gegen Oesterreich-Üngarn und gegen die Gesell- 
schaft zum Betrieb der Eisenbahnen in der europäischen 
Türkei, bezüglich der Vervollständigung und Vereinigung 
ein. Die nötigen Conventionen sollen zwischen Oester- 
reich-Ungarn, der Pforte, Serbien und Bulgarien gleich 
nach Friedensschluss abgeschlossen werden (Art. 10). 

e) üebergangsbestimmungen. 

Die türkische Armee hebt ihre Garnisonen in 
Bulgarien auf. Alle früheren Festungen sind thun- 
lichst rasch auf Kosten des Fürstentums zu schleifen. 
(§ 11, Abs. 1) 1). 

Die Hohe Pforte hat das Recht über ihr in Bul- 
garien befindliches Kriegsmaterial zu verfügen. 

Art. 6. und 7. regeln die Befugnisse der provi- 
sorischen Regierung bis zur Wahl des Fürsten. Die 
provisorische Regierung wird bis dahin von einem 
Kaiserlichen russischem Gommissar geleitet, sie kann 
aber nicht auf mehr als 9 Monate nach der Ratifi- 
cierung dieses Vertrages verlängert werden. 



C. Die Ereignisse nach dem Berliner Congress. 



§ 6. a). Die Constituirung. 

Nach Abschluss des Berliner Congresses blieb der 
General-Gouverneur Donducoff Korsakoff in Bul- 



^) Diese Bestiinmung blieb indes todter Buchstabe, da 
die Festungen an der Donau und am Schwarzen Meere noch 
heute weiter bestehen. 
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garien als Vertreter Russlands, bis gemäss Art. 3. des 
Berliner Vertrages die Notabeinversammlung zu Tir- 
nowa die Staatsverfassung fertig stellte. Die Veliko 
Narodno Suhranie wurde für den 23. Februar 1878 
berufen. Am 28. April 1879 wurde schon die Ver- 
fassung 1) fertiggessellt und aufgenommen. Am 29. 
April schritt die Notabein Versammlung zur Wahl des 
Fürsten. Als solcher wurde der damals 22. jährige 
Alexander von Battenberg gewählt. 



b) Die Union. 

Die Bulgaren des Fürstentums und der Provinz 
Ost-Rumelien, durch den Berliner Vertrag in ihren 
Hoffnungen auf ein einiges nationales Grossbulgarien 
getäuscht, verlangten durch unausgesetzte Complotte die 
Vereinigung aller Bulgaren zu einem gemeinsamen 
Vaterlande. Die Vereinigung vollzog sich ohne Blut- 
vergiessen durch eine Revolte der Rumelioten in der 
Nacht vom 18. November 1885. Der türkische Gouver- 
neur wurde gefangen genommen, eine provisorische 
Regierung nahm die Verwaltung in ihre Hände und 
proklamierte die Ver.einigung von Ost-Rumelien und 
Bulgarien. Dem Fürsten Alexander, der sich in 
Warna aufhielt, wurde die Krone angeboten, welche 
er auch übernahm. In der Proclamation vom 19. 
September 1885 au das vereinigte bulgarische Volk 
nannte er sich: „Alexander von Gottesgnaden und 
durch des Volkes Willen Fürst von Nord und Süd- 
bulgarien." 

Er mobilisierte sofort die Armee, berief die Kammer 



*) Diese Urkunde ist heute noch Grundgesetz in Bulgarien. 
Nur der Art. 35 wurde im Jahre 1893 verändert. 
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ein und eilte nach Philippopel, um die Ostrumelioten 
zu schützen und das neue Land in ß^it^s zu nehmen. 
Aus Tirnowo erging ein diesbezügliclies selbständig 
verfasstes und eigenhändig nieder|2:eschnebenes tele- 
graphisches Rundschreiben an die europäischen Mächte, 
in welchem er die vollzogene Tatsaclie der Union 
anzuerkennen bat.. 

Die Tat des Fürsten Alexandei- hatte aber in ganz 
Europa einen ungünstigen Eindruck ffemaclit. Die Pforte 
forderte Genugtuung und wandte sich an die Grossmächte 
um Schutz und Intervention. Die Circrilarnote des 
Fürsten Alexander beantwortete Eussland mit der 
Abberufung aller in der bulgarischen Armee in Dienst 
stehenden russischen Offiziere. Bulgarien sah sich von 
allen verlassen, aber es war entschlos^^en die Vereinigung 
aufrecht zu erhalten. Die Sobranie hatte eine Stimme 
von 10 Millionen Frcs. für den Fall eines Krieges 
genehmigt. Ende Oktober hatte der Fürst die Union 
administrativ endgültig vollzogen und sicli dem russi- 
schen Einfluss vollständig entzogen, Von diesem Tage 
ab war Fürst Alexander Herr der Lage geworden. 

In Constantinopel trat auf den Vorschlag von 
Kussland eine Botschafterconferenz zusammen, um die 
Ereignisse in Rumelien zu prüfen und „Im Namen 
Europas den Frieden zu wahren." i) Am 28. November 
1885 fasste die Conferenz Beschluss tnid der Sultan 
glaubte, damit sei die schwierige Frage endgültig gelöst. 
Die Pforte sollte einen Kaiserlichen Comniissär als interi- 
mistischen Verwalter Ostrumeliens ernennen. Gleich- 
zeitig sollte eine Commission aus Delegirten der Mächte 
die rumelische Verfassung nach Massgahe des Berliner 
Vertrags revidieren. Auf diese Proclamation antwortete 
das gesammte bulgarische Volk mit einem Protest, in 

R. d. d. i. Band XVIII. S. 395 ffi 
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welchem bs sich bereit erklärte die Union mit Gut und 
Blut zu yerieidi^eu. 



11£€ 



c) Der Krieg mit Serbien. 

Unterdessen erklärte Serbien den Krieg an Bul- 
garien. Der benachbarte Staat wollte den günstigen 
Äugenblick der durch die Union geschaffenen schwierigen 
Lage benutzen, um einen hilligeu Sieg über Bulgarien 
davon zu tragen. Der Krieg endigte mit dem von 
Oesterreich'Ungarn erzwungenen Friedensvertrag von 
Bukarest vom 3. März 1886, Der Erfolg Bulgariens 
war mehr ein moralischer, Fürst Alexander zeigte in- 
dessen, vor ganz Europa, dass das grössere Bulgarien 
im Staude sei, sein Zusammenhalten nach aussen mit 
den Waffen j zu zeigen. 

d) Thatsächliche Anerkennung der Union. 

Die nach Südbiilgarien abgesandte Conimission 
sah bald, dass ihr Aufenthalt in Philippopel unmöglich 
war und kehrte desshalb nach Constantinopel zurück. 
Die Pforte erklärte unter diesen Umständen, dass sie 
den Conferenzbeschluss vom 28, Novömber suspendiere 
und im Prinzip geneigt sei, mit der bulgarischen Regierung 
in Verhandlung zu treten, um einen modus vivendi zu 
finden. 

Das Eesultat dieser Verhandlung war der bulgarisch- 
türkische Vertrag von Tophane vom Januar 1886, nach 
welcliem Fürst Alexander gleichzeitig zum Gouverneur 
von Ostrumelien ernannt wurde. Mit Uebertragnng der 
Provinz an den Fürsten von Bulgarien hatte der Sultan 
seine Herrschaft that sächlich in Südbulgarien aufge- 
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geben. Kein türkischer Soldat, kein türkisclier Würden- 
träger amtierte nunmehr in dieser faktiscb bulgarischen 
Provinz. 

Für die Folge blieb die Regierung der beiden 
Bulgarien stets eine gemeinsame und einheitlich. Das 
Arrangement vom Januar 1886 entsprach rechtlich 
sehr wenig dem Wunsche des Fürsten Alexander, in 
dessen Person die Union nur eine zeitlich begrenzte 
sein sollte. (Art. 17 des Berliner Vertrages)^ tatsächlich 
aber bedeutete das Arrangement eine vollständige 
Annexion Ostrumeliens — ein einiges Bulgarien. 

Nach dem Friedensschlüsse mit Serbien schien 
Fürst Alexander sehr gefährlich für die Politik Euss- 
lands zu sein; kaum ein halbes Jahr nach den Siegen 
von Slivniza war er entthront. Er wurde vom Volke 
wieder auf den Thron gesetzt, und noch einmal ver- 
suchte Alexander den Zaren versönlich zu stimmen, 
aber vergebens. Um den Frieden Bulgariens zu wahren, 
dankte der Urheber der Union endgültig ab und ver- 
liess Bulgarien am 7. April 1886, nachdem er einer 
Regentschaft die Regierung des Landes übertragen 
hatte. 

Als Nachfolger des grossen Alexander wählte die 
Veliko Narodno Sobranie zu Tirnewo den jetzigen Fürsten 
Ferdinand, welcher eine feste Dynastie gegründet hat 

Die Regierung des Fürsten Ferdinand bedeutet 
für Bulgarien friedliche innere Culturentwickelung 
des Landes, und wir glauben, dass die Tatsachen die 
Worte eines fremden Diplomaten i), der lange Jahre 
in Sofia gelebt und gewirkt hat, Lügen strafen werden ; 



*) Bulgarien und der bulgarische Fürstenhof. Von einem 
Diplomaten, Berlin und Leipzig 1896. 
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„Und wenn Fürst Ferdinand von der Begründung einer 
bulgarischen Dynastie träumt, so ist das nichts mehr, 
als eine leere Utopie. Im Gegenteil, die Frage ist 
berechtigt: Wer wird der dritte Fürst von Bulgarien 
sein?" 



ABSCHNITT II. 



Die Grundlage der Capitulationen in Bulgarien. 

Wir haben in dem vorigen Abschnitte die Ge- 
schichte und die Verfassung Bulgariens kennen gelernt. 
Jetzt soll der Rechtstitel der Konsulargerichtsbarkeit 
in Bulgarien festgestellt werden. Alle Staaten der Kon- 
sulargerichtsbarkeit, die Türkei sowie die Staaten der 
Barbarei, haben dieses Recht den fremden Staaten Ver- 
trags- oder gewohnheitsmässig eingeräumt. Bulgarien 
bildet, 'wie wir schon *) bemerkt haben, eine Ausnahme. 
Die Konsulargerichtsbarkeit in Bulgarien bildet eine 
Auflage die ihm von aussen ohne seinen Willen auferlegt 
ist. Mit der Bestimmung des Art. 8, Abs. 4 sind sämmt- 
liche türkischen Capitulationen -) auch in Bulgarien in 
Geltung gebracht. Dieser Art. des Berliner Vertrags ist 
der Rechtstitel für die fremde Konsulargerichtsbarkeit 

Oben, S. 12. 

") Die Bezeichnung Capitulation stammt nach der herr- 
schenden Ansicht von capitula-Kapitel (Martens, a. a. 0. S. 107, 
An. 1. Lippmann, a. a. O. S. 30) nach anderen Ansichten 
wäre das Wort Capitulationen eine Uebersetzung des ara- 
bischen Wortes Sulh d. h. Waffenstillstand (Contuzzi, a. a. 0. 
S. 56, An. 2, Antonopoulos im Jahrbuch für vergleichende 
Rechtswissenschaft S. 100). 
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111 Bulgarien. Wir werden die Capitulationen mit der 
Türkei kennen lernen und dann ihre Anwendung: als 
Grundlage für die Konsulargerichtsbarkeit iu Bulgarien 
besprechen. 



Ä. Die Capitulationen mit der Türkei, 

§ 7, a) Die Capitulationen in der Türkei verdanken 
ilire Entstellung dem Zusammenwirken zweier Ursachen : 
1. dem ünterscliiede zwischen asiatisch-mohaniedanischer 
und europäisch-christlicher Cultar, Die mohamedanische 
Gesetzgebung ist eine religiöse. Die Quelle der recht- 
lichen Organisation des rausu] manischen Staates bildet 
der Khoran ') nnd der Khoran lehrt unermüdlichen 
Krieg gegen alle Nichtgläubigen. Der Mohaniedaner 
soll niemals mit dem Nichtgläubigen in Frieden leben; 
er kann nur von Zeit zu Zeit Waffenstillstand eintreten 
lassen, 2. Den Bestrebungen der europäischen Ansiedler 
sich eine gewisse Exterritorialität zu schaffen» 

Die christlichen Handelsleutej welche schon im XII. 
Jahrhundert zahlreiche Colonien in der Lavente bildeten, 
lebten in abgesonderten Vierteln nach ihrer Art und 
Weise ohne sich um die inländische Gesetzgebung und 
Verwaltung zu bekümmern — sie bildeten mehrere 
Staaten im Staate. Die türkische Regierung überliess 
aus Respekt vor den Konsuln, welche diese Colonisten 
beschützten nnd treu der orientalischen Devise: laisser 
faire, laisser p asser j diesen Colonisten grössere Privi- 
legien. So entstanden die Capitulationen. Heute regeln 

^) Engölhardt: La Turquie et les pays danubiena S. 
536. 537., Cöutuzzi a, a, 0, S. 50, ft. Lippmann a, a. O. 
S. 26. S ach au: Muhemedanisches Recht in Lehrbücher des 
Seminars für orientalische Sprachen zu Berlin. Band XV IL 
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die Capitiilationen den völkerrechtlichen Verkehr der 
europäischen Staaten mit der Türkei. Die Capitu- 
lationen Frankreichs von 1740, die als Grundlage aller 
anderen Stipulationen dieser Art gedient haben, ent- 
halten sehr wenige Bestimmungen über rein persönliche 
Verhältnisse der Fremden in der Türkei, nur 5 Art. 
beschäftigten sich damit, alle übrigen regeln die öffent- 
lich-rechtlichen Beziehungen der Türkei. Die Gewohn- 
heiten haben die Lücken der Capitulationen ausgefüllt. 
Leider sind diese Usancen immer Mittel zu zahlreichen 
Ausschreitungen seitens der Europäer. Es sind Fälle 
in der Praxis vorgekommen, wo Konsuln vor ihrem 
Gerichte türkische ünterthanen in der Türkei civil und 
criminell verurteilt haben. 2) Um diese so gewonnenen 
Erweiterungen ihrer Privilgien zu befestigen, fingen 
die Konsuln im Orient an die Bestimmungen der 
Capitulationen zu ihren Gunsten zu interpretieren. So 
entstand das Jurisdictionsgewohnheitsrecht als zweite 
Quelle neben den geschriebenen Kapitulationen. 

Dieselben Usancen haben die Immunitäten in Bul- 
garien anders, wie in der Türkei gestaltet 3). Bei der 
Anwendung der Capitulationen in Bulgarien werden 
wir diese Unterschiede kennen lernen. 

Die Hohe Pforte hat Capitulationen mit folgenden 
Staaten abgeschlossen: Mit 



^o^ 



b) Frankreich. 

Im Februar 1535 wurden zwischen Frankreich und 
dem Osmanischen Eeiche die ersten Capitulationen ge- 

*) Ein wichtiger Bestandteil des Regime capitulaire bil- 
den die gewohnheitsmässig erworbenen, nicht geschriebenen 
Privilegien. 

•-«) Dane ff. Vorträge. 

3) Siehe unten S. 54 ff. 
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schlössen. ^) Dieser Vei trag ist die Grundlage fiir alle 
anderen Stipulationen der übrigen M«äclite im Läufe 
des XIII. und XVIII. Jahrhunderts. Diese Urkunde 
entspricht nach Ansicht der französischen Publicisten 
allen wesentlichen Erfordernissen eines yölkeri echtliclien 
Vertrages. Der Vertrag enthält alle Elemente einer 
zweiseitigen Stipulation 2). Nach Abschluss des Friedens 
zu Belgrad wurden im Jahre 1740 die zweiten grossen 
Capitulationen ndt Frankreich abgeschlossen ^). Alle 
nachfolgenden Verträge Frankreichs bestätigen die Capi- 
tulationen vom 28. Mai 1740. Sie enthalten 85 Art* 
meistens Wiederholungen der Capitulationen von 1604 
und 1673. Die einzelnen Artikel betreffen; 

1. Das religiöse Protektorat Frankreichs über die 
heiligen Städte in Syrien und Palestina (Art. 3^—36) 

2. Freiheit und Sicherheit^ des französischen Han- 
dels und der Schifffahrt, Herabsetzung der Zölle und 
Zollerleichterungen für die Franzosen und unter fran- 
zösischer Flagge fahrenden Schutzgenossen (Art. y— 10, 
12-^13, 20, 27, 37, 39, 55-57, 40, 51, 73^81, 19, 
11, 54, 81). 

3. Schutz der persönlichen Freiheit und des Eigen- 
thumes (Art. 22—24, 69, 70). 

4. Vorrechte der französischen Gesandten, Konsuln 
und ihres Personals (Art. 44—50, 44, 17, 48, 50, 25, 61). 

5. Konsulargerichtsbarkeitsbestimmungen niid , 

6. Bestimmungen allgemeinen Charakters (Art* 43, 
Abs. 2, 29, 83, 31, 76). Der Artikel 83 enthält die 
Meistbegünstigungsklausel. 

Noradounghian Band 1., S. 83. Testa Band L, S. 15. 

2) Martens, a. a. 0. S. 107. 

3) Capitulations renouvel^es et augment^es avec la Tiir- 
quie etc. Testa, B. 1, S. 186, De Clarcq B. I, S. 21. Korradoung 
B. I, S. 277, Leg. Ottomane, B. 4, S. 169. 
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Uns interessieren besonders die Bestimmungen be- 
treffend die Jurisdictjonsrechte der französischen Kon- 
sulen: 

1« Ausschliessliche Zuständigkeit der französischen 
Konsul argerichJte zur Entscheidung alier Verbrechen, 
Vergehen und üebertretungen, begangen von Franzosen 
gegen Franzosen. (Art. 15. Aehnliches schon Art. 16 
der venezianischen Capitulantionen von 1454 und Art. 
14 der florentinischen Capit. von 1488.) 

2. Ausschliessliche Competenz derselben Gerichts- 
höfe für Civil- und Handels-Streitigkeiten zwischen 
Franzosen (Art. 26.). 

3. Eechtsstreitigkeiten zwischen französischen Unter- 
tbanfn und Inländern gehören nur dann zur Zuständig- 
keit der Konsulargerichte, wenn Beklagter Franzose 
oder französischer Schützling ist (Vgl. Art. 5 des Ver- 
trages mit Oesterreich von 1718.). 

4. Streitigkeiten zwischen Angehörigen verschie- 
dener europäischer Staaten sind der Zuständigkeit der 
inländischen Behörden unterworfen (§ 52). Nur nach 
Uebereinstimmung der Parteien können solche Streitg- 
keiten der inländisoheu Gerichtsbarkeit entzogen wer- 
den. Kommt also eine solche Vereinbarung nicht zu 
Stande so darf man annehmen, dass der entstandene 
Streit vor die inländischen Gerichte gehört ^). Um 
dem vorzubeugen wurde schon 1820 zwischen Frank- 
reich, England und Oesterreich eine Convention ab- 
gesclilüssen, durch welche solche Prozesse von ge- 
mischten Gerichten (Commissions mixtes) 2) abgeurteilt 
werden sollten. Der gemischte Gerichtshof bestand 
aus zwei Mitgliedern der Nationalität des Beklagten 

1) Märten», a. a. 0. S. 213. 

^) Feraud-Giraud: La juridiction fran^aise. Paris, 
1878. Band 2, S. 250. 
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und ein Mitglied derjenigen des Klägers, Berufung, 
materielles Recht u. s. w. wurde nach dem Grundsatz 
actor sequitur forum rei geregelt» 

5. In den Fällen, wo der französische Kläger vor 
dem türkischen Gerichte erscheint, darf die Sache nicht 
abgeurteilt werden, ohne die Anwesenheit des Kon- 
snlatsdragoman (Art. 26). 

6. Die Konsulatsdragomane sind auch der inländ- 
ischen Jurisdiction entzogen (Art. 46). 

7. Erbschaftssachen von in der Türkei gestorbenen 
französischen Unterthanen geliören zur Zuständigkeit 
des französischen Konsuls (Art. 22 der Capitulationen 
von 1730). 

Zur ausschliesslichen Compet^nz der Ktmsuln ge- 
hört es die Revision der endgültig entschiedenen Pro- 
zesse zu erlauben (Art. 71), Diese Bestimmung hatte 
zum Zweck, die Möglichkeit willkürlicher Wiederauf- 
nahmen der Verfahren ordnungsmässig und endgültig 
entschiedener Prozesse zu verhindern. 

9. Keine einzige türkische Behijrde sollte das Recht 
haben das Haus eines Franzosen zu betreten oder bei 
ihm Haussuchungen zu halten, üline dass der Konsul 
oder dessen Bevollmächtigter zngegen sei (Art. 70). 
Dasselbe gilt für HaussHchiingen in französischen 
Schiffen (Art. 80). 

10. UnVerantwortlichkeit der Konsuln, Gesandten, 
Dragomans oder anderen Franzosen für die Schulden 
oder Insolvenz eines französischen Unterthans (Art. 53), 

Dies sind die Jurisdictionsrechte und Privilegien 
der französischen Konsuln nacli den Capitulatiunen von 
1740. Zur Zuständigkeit der Lokalbehörden bleiben 
die folgenden Fälle: 

1. Streitigkeiten zwischen Fianzosen und Türken, 
wenn der Franzose als Kläger erscheint. (Art. 26), 
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2, Streitigkeiten, deren Streitobjekt den Werth von 
4000 Aspern übersteigt und in welchen ein Franzose 
interessiert ist, gehören zur Zuständigkeit des otto- 
manisehen Divans als einzige Instanz (Art. 41, 69). 

3, Streitigkeiten über das Eigenthum an Kirchen 
und katholischen Klöstern gehören zur Zuständigkeit 
des Divans als einzige Instanz. (Art. 33.). 

4, Competenz der lokalen Administrativbehörden 
für die Eintragung von Pacten und Handelscontracten 
zwischen Franzosen und Türken. (Art. 23). 

Der Vertrag von 1740 wurde am 15. Juni 1802 >) 

erneuert. 

Seitdem bestätigen alle Verträge mit der Türkei 
die schon erworbenen Privilegien. Es seien hier erwähnt: 
Dio Convention von Constantinopel vom 25. November 
1838, 2) Der Pariser Vertrag vom 30. März 1856, 3) 
Der Handelsvertrag vom 29. April 1861 *). 1868 wurde 
den Franzosen der Erwerb von Immobilien in der 
Türkei zugestanden s). 



c. England. 

Im Jahre 1580 schloss England mit der Pforte 
die ersten Capitulationen.ß) 

Sie wurden nach kurzer Zeit ausser Kraft gesetzt, 



J) De Giere q. Band 1. S. 588. 

^) LegislatioD Ottomane. Band 5. S. 194. 

3) De Clereq, Band 7., S. 59. 

^) Legislation Ottomane, Band 4., S. 201. 

^) Protokolle vom 9. Juni 1868 betreffend die Zulassung 
fraBzüsischer Unterthanen in der Türkei zum Erwerb von 
Immobilien. Text bei Härtens: N. R. Band. 18., S. 236. 

«) Miltitz, Band IL, Theil 2. S. 780. 
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doch bald wurden die Privilegien durch die Capita- 
latiouen von 1606-1622 und 1662 erneuert 

Weitere Privilegien erwarb England unter der 
Regierung Karls IL Dieser benutzte die guten Be- 
ziehungen mit dem damaligen Sultan Mohomet IV., 
um die Capitulationen von 1675 2) zu erwerben, welche 
noch heute für die Regelung der völkerrecbtlicben Be- 
ziehungen zwischen der Hohen Pforte und dem britischen 
Reich gelten, km 5. Januar wurde der sogenannte 
Dardanellen- Vertrag 3) abgeschlossen; er setzte in Art. 
9 fest, dass die englischen Gesandten und Konsuln zwar 
weiter das Recht haben, Dragomanen zu ernennen. 
Die Pforte braucht aber nur solchen Persanen einen 
Berat zu erteilen, die wirklich die Functionen eines 
Dragomans in einem bestimmten Ort ausüben. ^) 

Endlich bestätigt der Handelsvertrag von 1861 s) 
alle früheren Immunitäten und enthält die Meistbe- 
günstigungsklausel. 



d) Oesterreich-Ungara. 

Die Anfänge einer Eonsularjurisdiction seitens 
Oesterreich im Orient sind erst' in der Mitte des XVII, 



Miltitz, Band IL, Theil 2., S. 785. Hammer: Hia- 
toire de Tempire Ottomane, Band XVII. S. 1*22., Band XI., S, 
101 und 132. 

'^) heg. Ottom. Band IV., Noradonng. Band L, S* 146. 
Dumont: Corps Diplomatique Band Vir. Theil 1. S. 297 ff. 

3) Martens, a.a.O.S.254, Lippmann, a.a,O.S, 95. ^noteB, 

^) Die Pforte wollte damit die Missbriluche beseitigen, 
welche die Konsuln bei der Anstellung von Dragomanen 
übten. Der Konsul konnte bis dahin zu jeder Zeit pro forma 
einen Berat für den türkischen Unterthanen verlangen, den 
er der inländischen Gerichtsbarkeit entziehen wollte. 

5) Leg. Ottom., Band 4., S. 115. Gatteschi: a.a.O,S.159. 
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Jahrhunderts nach Äbschlnss des Wiener Friedens- 
vertrag vom Jahre 1615 ') zu suchen; eine volle Gleich* 
berechtignng: mit den übrigen europäischen Staaten 
erfolgte erst im Jahre 1718. Durch den grossherrlichen 
Firman vom 15. Juni 1617 ^\ wurde Oesterreich ge- 
stattet Konsulate in der Türkei zu errichten. Diese 
Urkunde hat aber nicht Form und Inlialt einer regel- 
rechten Capitulation, wie später der Vertrag von Pas- 
sarowitz vom 21, Juli 1718 a). 

Der Vertrag von Passarowitz bildet noch heute 
die Grundlage der Konsulargerichtsbarkeit Oester- 
reiclis in der Türkei» Die Gerichtsbarkeit der öster- 
reichischen Konsuln wurde beschränkt auf Civil- und 
Criminalsachen, in welchen ausschliesslicli österreichi- 
sche Unterthanen betheiligt waren. Verbrechen da- 
gegen, w^elche die letzteren an türkischen Unterthaneii 
begangen hatten, sollten in den türkischen Instanzen 
gerichtet werden. E^ür Klagen gegen österreichische 
ünterthanen, welche mehr als 3000 Aspern als Streit- 
object hatten, sollte die Hohe Pforte zuständig sein. 
Die Konsuln sollten auch als Executoren des hinter* 
lassenen Vermögens eines in der Türkei verstorbenen 
Oesterreichers f ungiei en, Eeziprocität vorausgesetzt. 
Die Bestimmungen der Capitulationen von 1718 wurden 
durch die Vertrage von 1739 ^X 1784 ^), sowie durch 
den Handels- und Schifffahrtsvertrag vom 10. Mai 1862*) 

1) Härtens a, a. O, 230. 

^) Firman de Privileges comnieciaui en favenr des mar- 
chands des Etats de r4utriche, Miltitz, Band 2 Tii. 2, S, 
U13-1421). 

») Leg. Ottoni., B. IV, S. 54 (ital. Text). D um o n t. 
Band 18 Th. 1, S. 5-28 ff. (lat. Text). Norad, B. I, S. 182. 
Neumann, ß. I, S. L 

<) Unterzeichnet in Belgrad. Nor ad, Bd. I^ S. 243. 

&) Norad, Bd. J, S. 379. 

6) Leg, Ottom., Bd. IV, S. 66. 



- 47 - 

erneuert und durch die Meistbegünsti^ungsklausel den 
Eechten der übrigen Staaten gleichgestellt 



c) Dentsehland. 

Preussen war bereits 1718 in ünterhandhingen 
mit der Pfoi'te getreten, aber erst am 22. März 1761 
kam ein Frenndscbafts- und Handelsvertrag zu Stande 
welcher auf den Prinzipien der bisher geschilderten 
Capitulationen beruht. Nacli Art. 5 dieses Vertrages 
haben die pre«ssischen Konsuln ausschliessliche Ge- 
richtsbarkeit in Streitigkeiten zwischen Preuasen in 
der Türkei ; Prozesse zwisschea Prenssen und Türken 
werden von den türkischen Gerichten entschieden. 
Uebersteigt der Streitwert die Summe von 4000 Aspern, 
sü ist diö Hohe Pforte zuständig. In dem Verfahren 
muss der preussische Gesandte, Konsul oder Dragoman 
anwesend sein. Entsteht im Augenblicke der Abreise 
eines preussischen Schiffes Streit zwischen Preussen 
und Türken, &o ist für ihre Entscheidung der Konsul 
zuständig; Klagen gegen die Konsuln selbst sind der 
Zuständigkeit der Hohen Pforte vorbehalten. Diese 
entscheidet nur mit der Mitwirkung des preussischen 
Ministers* Der Vertrag von 1761 bildet noch heute 
die Grundlage der deutseben Konsularjurisdiction in 
der Türkei. Durch den Vertrag vom 22. Oktober 1840^) 
zwischen Preussen und dem Zollverein einerseits und 
der flohen Pforte andererseits wurden alle vorherigen 
Verträge namentlich derjenige von 1761 bestätigt und 
auf die Mitglieder des deutschen Zollvereins ausgedehnt. 

») Martens, Bd. I, S. 1. (deutscher Text), Norad^B, I, 
S. 315, Leg. Ottom; IV, S. 25. 

^) Martens; N. R. Q. Bd. 1, S.444. Testa, Bd, IX, S. 215. 
Noriid, Bd. 2, S. 314^ Leg, Ottom., Bd., 4, S. 30. 
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1862 schloss der Zollverein einen nenen Handelsvertrag. 
Weitere Verträge wurden von den Hansestädten 1839*) 
and von dem deutschen Reiche abgeschlossen. 



f) Russland. 

Die Entwickelung de& Handelsverkehrs zwischen 
Rnssland und der Türkei beginnt mit dem Friedens- 
acte zu Kutychuk-Kainardje von 1774 2^, 

Auf Grund dieses Tractats wnrden die russischen 
Untertanen ermächtigt in dei^ Türkei alle Rechte und 
Privilegien anszuübenj welche die übrigen europäisclien 
Staate nj hesonders die Engländer und Franzossn be- 
lassen. 

Die Kaiserin Katharina IL stellte sich als nächste 
Auf gäbe j anf den oben erwähnten Grundlagen einen 
Handelsvertrag mit dem osmaniEchen Reiche zu schliessen^ 
Dies geschah in der sogenannten Erläuterungsconven- 
tion zu dem Vertrag von 1779 ^). In dem Art» 1 dieses 
Vertrages wurden die Bestimmungen der Friedensacte 
in allen Punkten ohne Ausnahme bestätigt. 

Art 6 betrifft die Bestimmung, dass in einem be- 
sonderen erst abzuschliessenden Handels vertrage die 
Rechte der russischen Konsuln im Einzeln festgestellt 
werden sollten *)• 



Härtens: N. R., Bd. XVI, S. 885. 

«) Härtens, a. a. 0, S. 240. 

^ Convention explicative du taite de Kutschuk-Kaiüardje 
avec la Russie conclue a Äinali Kavak le 10 Mars 1799 (Här- 
tens et Cussy, Bd. 1. S. 162. 

*) Härtens, a. a. O. S. 242. 



— 49 — 

Im Jahre 1783 kam dieser Handelsvertrag zu Stande *). 
Dieser Vertrag behandelt sehr ausführlich die Rechte 
der Russen in der Türkei. 

Die russischen Konsuln geniessen die Rechte und 
Privilegien der französischen und englichen Konsuln, 
selbst wenn solche in ihren Amtsbezirken nicht resi- 
dieren (Art. 52). Diese Bestimmung ist wichtig in so 
weit als das erste Mal den fremden Konsuln das Hecht 
eingeräumt wird. Konsulate an jedem beliebigen Orte 
zu errichten. Selbst die Capitulationen von 1740 ge- 
währen dieses Recht nicht 2). 

Niemand durfte den Konsul zwingen vor Gericht 
zu erscheinen (Art. 59). Die Dragomanen konnten 
jeden russischen Unterthanen vor Gericht vertieten; 
die Anwesenheit dieser genügt, um Prozesse gegen 
russische Unterthanen zu entscheiden. Rechtsstreitig- 
keiten, wo alle beide Parteien russische Untertiianeu 
sind, können von dem russischen Gesandten bei der 
Hohen Pforte oder von den Konsuln nach russischen 
Gesetzen entschieden werden (Art. 63 und 72). Ar- 
tikel 58, 74, 67, sind eine Wiederholung der Bestim- 
mungen, die in den französischen Capitulationen von 
1740 enthalten sind. Weitere Verträge wurden von 
Russland im Jahre 1792 3), 1812 4), 1829 5), 1833«) 
abgeschlossen. 



*) Convention de commerce et de navigation avec la 
Russie sign6e ä Consple le 21 Sept. 1783, Text, Leg. Ottom. 
Bd. 4, S. 346. Norad, B. 1, S. 351. 

2) Martens. a. a. 0., S. 244. 

3) Norad. Bd. 2, S. 16. 
*) Norad. Bd. 2, S. 86. 
s) Norad. Bd. 2, S. 166. 

6) Martens. N. R. Bd. XL, S. 655. 
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Der Handelsvertj-ag vom 30, April 1846 i) und der 
Handelsvertrag vom 3. Februar 1862 2) erneuern und 
bestätigen alle früheren erworbenen Vorrechte. 



g) Vereinigte Staaten* 

Im Jahre 1818 traten die Staaten Nordamerikas 
in Verhandlung mit der Pforte wegen Abschluss 
eines Handelsvertrages. Ein solcher kam 1830 zu 
Stande, Anf Grund des Artikel 4 dieses Tractates 
sollen alle Prozesse zwischen Angehörigen beider ver- 
tragschliessenden Mächte von den betreffenden Local- 
gericliten unter Zuziehung des amerikanischen Drago- 
mans entschieden werden. Jede Klage, die den Wert 
von 500 Piaster iibersteigt, soll die Pforte selbst ent- 
scheiden* In Criminabachen sind die ßiirger Nordamerikas 
der inländischen Gerichtsbarkeit entzogen. 

Im Art. 4< desselbenen Vertrages heisst es: „Die 
Bürger der Vereinigten Staaten von Nordamerika, welche 
der friedlichen Beschäftigung und dem Handel nach- 
gehen und eines Verbrechens oder Vergehens weder 
augeklagt noch überführt sind, sollen auf keine Weise 
uüterdriickt werden. Sogar^ wenn sie irgend ein 
Verbrechen verschuldet haben^ sind die Ortsbehörden 
nicht berechtigt sie zu arretieren oder ins Gefängnis 
zu sperren, da sie nur von ihrem Gesandten oder 
Konsuln gerichtet und nach dem Maasse ihrer Schuld 
bestraft werden dürfen," lieber die Bedeutung und 
Tragweite dieser Bestimmung besteht lebhafter 
Streit, Ilirem Wortlaut nach enthält sie zweifellos eine 
wesentliche Erweiterung der richterlichen Befugnisse 

*) Nor ad- Bd. 2, S. 371. 

*) Leg, Ottom. Bd. 4, S. 385, 
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der Konsuln und gleichzeitig eine Abweichung vom 
Hauptprinzip der Capitulationen. Amerikanische Staats- 
angehörige sollen nämlich selbst im Falle, dass sie ein 
Delikt an einem türkischen Uuterthanen begangen haben 
nur vor ihren Konsul zur Verantwortung gezogen werden 
können. Somit wäre die Criminaljurisdiction der türkischen 
Gerichte über Angehörige christlicher Staaten gänzlich 
aufgehoben. Härtens und Feraud-Giraud sind 
dieser Ansicht. ^) Anfonopoulos 2) ist entgegengesetzter 
Meinung. In der Tat erkennt die Pforte ein Eecht 
ausschliesslicher Criminaljurisdiction der Konsuln über 
ihre Landsleute nicht an und das hat Anlass zu vielen 
Conflikten zwischen der Türkei und der Vereinigten 
Staaten gegeben s). 

Der türkisch-amerikanische Handelsvertrag vom 
25. Februar 1862^) erneuert und bestätigt alle früher 
erworbenen Vorrechte. 



h) Italien. 

Durch Vermittelung der englischen Regierung wurde 
am 25. Oktober 1823 zwischen Sardinien und der 
Pforte der erste Handels- und Freundschaftsvertrag 
geschlossen. Eine weitere Vereinbarung kam zwischen 
denselben Staaten am 2. September 1839 zu Stande. 



•) Härtens, a. a. 0. S. 258, 468. F6raud-Giraud. 
a. a. 0. Bd. 2, S. 350. Dazu Beach-Laborence: Commen- 
taire sur Wheaton, Bd. IV., S. 163. 

^ Antonopoulos: Die Exteritorialität des Ausländer. 

3) M a r t e n s. a. a. 0. 468. L i s z t : Straf gesetzgebungen 
der Gegenwart. Bd. 1, S. 708. 

4) Leg. Ottom. B. 4, S. 201. • 
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Nach der Gründung des Italien iscii er KönigreicljSjSChloss 
der König von Italien am 10, Juli 1861 einen Handels- 
und Freundschaf tsver trag, durch welchen Italien neue 
Vorrechte erwarb, i) 



i) Andere Staaten- 



Belgien übt eine selbstständige Konsularjurisdiction 
in der Türkei kraft des Vertrages vom 3. August 1839, ^) 
erneuert durch den Handelsvertrag vom 30* April 1840 
aus; Spanien — kraft Vertrages von 1782,^) Griechen- 
land'— durch den Handels- und Schiffifahrtsvertrag vom 
27. Mai 1855. *) Es kommen noch in Betracht für 
Dänemark der Handelsvertrag vom 13. März 1862, &) 
für Holland der Handelsvertrag vom 25, Februar 1862 ß), 
für Portugal der Handelsvertrag vom 24. Februar 
1868 ^), für Schweden und Norwegen der Handelsver- 
trag vom 5. März 1862. &) Rumänien übt eine beschränkte 
Gerichtsbarkeit in der Türkei auf Grund des Art. 50 
des Berliner Vertrags aus ^), 

Serbien besitzt eine noch geringere Jurisdiction 
über seine Unter thanen in der Türkei, ^^) Montenegro 
übt keine Jurisdiction aus. 
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k) Inhalt der heutigen Jurisdictionsvorrechte 
der Konsuln in der Türkei. 

1. Für Ausländer sind in Strafsachen immer die 
Konsulargerichte zuständig i). ' In der Praxis jedoch 
ist die türkische Polizei befugt, fremde Untertanen 
bei einem Delikt auf frischer Tat zu verhaften, selbst 
wenn alle Beteiligten Angehörige fremder Staaten sind. 
Nur muss sofort der betreffende Konsul in Kenntniss 
gesetzt werden. 

In Civilsachen auch sind die Konsuln zuständig, 
ausgenommen bei Streitigkeiten über Immobilien, welche 
vor den judex rei sitae gehören 2). 

2. Wenn Ausländer verschiedener Nationalitäten 
an einem Delikt betheiligt sind, so werden sie von den 
inländischen Gerichten abgeurtheilt 3). In Civilsachen 
kommt der Satz actor sequitur farum rei in Anwendung. 



Art. 15—1740, Frankreich. 
„ 72—1783, Russland. 
„ 4—1761, Preussen. 
„ 8—1838, Belgien. 
„ 15, 24, 54—1675, England. 
„ 5—1782, Spanien. 

2) Ottom. Gesetz vom 7ten Sefer 1274. 

3) Früher wurden solche Prozesse in Strafsachen der 
türkischen Gerichtsbarkeit entzogen (actor sequitor forum rei). 
Seit einiger Zeit gehören solche Sachen vor die türkische Ge- 
richtsbarkeit. Die Vereinigten Staaten und Belgien haben 
sich in einem Kompromiss verständigt in dem Sinne, dass 
die fraglichen Prozesse zwar von den türkischen Gerichten 
entschieden, aber erst nach einer Revision durch den Konsul 
von diesem vollstreckt werden sollen. (Lippmann a. a. 0. 
S. 91.) 
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3. Ist ein Ottomane durch einen Ausländer ver- 
letz t, so entscheidet de jure der Konsul allein, de facto 
— der Landesrichter unter Beteiligung des Konsuls ^), 

Wenn der Inculpat ein Ottomanej der Verletzte 
ein Ausländer ist, habeu immer die türkischen Gerichte 
zu urteilen. 

In Civilsaclien entscheidet immer der Landesrichter* 
Nur für HandelssacheUj deren Wert 1000 Piaster -) 
übersteiget, bestellt seit 1846 ein aus Inländern und 
Ausländern gemischtes Gericht 3). 



B. Ihre Anwendung in Bulgarien. 

§ 8. a) Art. VIII, Abs. 4 des Berliner Vertrages. 
Auf Grund des Art. VIII, Abs. 4 gelten alle erwähnten 
mit der Türkei geschlossenen Capitnlationen auch für 
das Fürstentum Bulgarien. Die in den Capitnlationen 
aufgestellten Reclite werden durch die Zeit und localen 
llsaucen verändert. Das Oewolinh ei tsrecht bei den 



^) Art. 52-1740, Frankreicli. 

„ 58 — 1783| Busslaiid- 

„ 65— 174Ü, Fraukreicli. 

,, 6—1762, Spauien. 

„ 4—1747, Oesterreich-Ungarn. 

„ 4—1830, Vereinigte Staaten. 

^ 8—1838, Belgien, 

„ 8-1839, Haosestädte. 
-) 1 Piaster gleich 18—10 Pfennig. 

3) Die geinischteii Tribunale gehen durch drei Instanzen: 
Das Tribimal für jede Bezirksstadt besteht aus einem Präsi- 
denten und zwei Richtern — eineni Christen nnd einem 
Musnlmanen. Die zweite Instanz — aus einem Präsidenten 
und vier Richtern, von denen zwei Musulraanen und zwei 
nicht Muselmanen sind. Dem höchsten Gerichtshof präsidirt 
der Minister. 
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Konsularjurisdictionsbezirken hat überwiegende Bedeu- 
tung; es wirkt nicht nur propter legem, sondern contra 
legem i). In Bulgarien hat es sich auch die türkisclie 
Konsulargerichtsbarkeit gewohnheitsmässig im Laufe 
eines Vierteljahrhunderts wesentlich verändert. 

Indem wir diese Unterschiede zeigen, werden wir 
sie mit den Verhältnissen in der Türkei vergleichen. 
Wir werden dabei sehen, dass Bulgarien in manchen 
Beziehungen grosse Fortschritte bezüglich der Ab- 
schüttelung der jede gesunde Staatsorganisation und 
Gesetzgebung lähmenden Capitulationen gemacht hat. 
Andrerseits aber musste das Fürstentum Bulgarien 
dank seiner unsicheren Stellung im völkerrechtlichem 
Verkehr mehreren illegalen Praetentionen der fremden 
Konsuln nachgeben und Privilegien gewähren, die gar 
nicht in den geschriebenen Capitulationen figurieren. 



b) Die Konsuln und ihre Attribute. 

In Bulgarien haben wir Generalkonsulate, Kon- 
sulate und Vicekonsulate, welche in solchen Städten 
residieren, wo irgend w^elche politische-, handeis-, mili- 
tairische oder Jurisdictionsinteressen zu beobachten und 
zu verteidigen den fremden Mächten notwendig erschien. 
Sofia ist als Hauptstadt das Centrum des politischen 
Lebens des Fürstentums, deshalb sind hier fast alle 
europäischen Staaten vertreten. Die Stadt Widin an 
der Donau zählt einige Konsulate nur wegen ihrer 
strategischen Lage. Bustschuck und Warna sind wichtige 
Handelsplätze, ersteres an der Donau, letzteres am 
Schwarzen Meere. In der zweiten Metropole — Philip- 



*) So § 3 des Reichsgesetzes vom 10. Juli 1879; §40 des 
K. G. G. vom 7. April 1900. 
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popel residieren auch Konsuln fast aller europäischen 
Staaten. Diese sind alle mit Ausnahme von Spanien 
Bernfskonsiiln. Ausser den Grossmächten unterhalten 
in Bulgarien Konsulate noch Belgien , Rumänien, Ser- 
bien, Griechenland, Spanien, Persien und die Tiirkei. 
Die Verhältnisse der Konsuln des Osmaiiischen Reiches 
— Kaiserliche Commissare genannt — sowie diejenigen 
der bulgarischen Konsuln in der Tiirkei sind nicht 
geregelt; die Türkei vermeidet absichtlich jede Verein- 
barung aus Furcht die Frage der Anerkennung der 
Sonverenität Bulgariens zu berüliren. Die Konsuln 
stehen unter der Direktion der respectiven Diploma- 
tischen Agenturen in Sofia, Nur der Vei'treter des 
deutschen Reiches führt nicht den Titel diplo- 
matischer Agent, i^ondern „Generalkonsul**, Deutsch- 
land will dem Fürstentum keine Souveränitätsrechte 
zuerkennen. Es betrachtet Bulgarien im volkerrecht' 
lichem Verkehr noch als eine türkische Provinz i). 

Damit wird das nationale Gefühl der Bulgaren 
auf das Aeusserste verletzt, welche die deutche Cultur 
anstatt der französischen anzunehmen sich geneigt zeigen. 
Das deutsche Reich unterhält in Südbulgarien gar keine 
Konsuln, trotzdem seine Handelsinteressen sehr darunter 
leiden. Besonders in Philippopel lebt heute eine 
bedeutende deutsche Colonie, die sicli noclj mehr ver- 
grössern würdCj wenn sie idren eigenen Konsul hätte. 
Deutschland erkennt nämlich die vollzogene Thatsache 
der Union nicht an. 



*) In dem Vers^eichnisse der Konsulate des deutschen 
Reiches, ausgegeben alljährlich vorn Eeichsamte des ä^euasereUj 
figurieren die deutschen Konsuln in Bulgarien unter der 
Türkei, 
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Die Konsuln in Bulgarien geniessen volle Exterri- 
torialität 1) und zwar nicht nur für Ihre Person, sondern 
auch für die Familie und Dienerschaft ^). 

Sie üben volle freiwillige und beschränkte streitige 
Gerichtsbarkeit. Wie das geschieht werden wir im 
Buch II erfahren. Was die freiwillige Gerichtsbarkeit 
anbetrifft, so sei hier folgendes bemerkt: 

Geburtsfälle fremder Untertanen müssen den bul- 
garischen Behörden bekannt gemacht werden. Für 
Sterbefälle ist das noch strenger; die Leiche darf nicht 
begraben werden ohne Erlaubnissschein von den be- 
treffenden bulgarischen Behörden. 

Ehesachen sind ganz der Zuständigkeit der Kon- 
suln vorbehalten. 



c) Das Recht der Fremden. 



1. Personenrecht. 

Die Angehörigen der Capitulationsmächte in Bul- 
garien zerfallen in zwei Kategorien: 

Eigentliche Fremde d. s. Angehörige fremder. 
Staaten, die im Lande von ihren Konsulen vertreten 
sind und Schutzgenossen (Proteges). Die eigentlichen 
Fremden geniessen, wie der Konsul, eine gewisse Ex- 
territorialität, ausser ihren Jurisdictionsvorrechten noch 



MartcDs: Guide diplomatique. S. 218; Jantscheff, 
a. a. O. S. 63. 

-) Das Konsulatspersonal sogar ist gewohnheitsmässig 
von der inländischen Jurisdiction eximiert. Für die Türkei 
ist das allerdings gesetzlich bestimmt durch das Reglement 
von 1863. (Siehe F6raud-Giraud. Juridiction franpaise. 
Bd. 1, S. 290.) 
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besondere Privilegien in bezug auf ihre Religionsaiis- 
übunef. Die Religionsfreiheit ist immer eine der 
wichtigsten Bestimmnngen der Capitulationen gewesen- 
Der Berliner Vertrag hat sie Bulgarien ausdrücklicli 
auferlegt Frankreich will sogar eine Art Protektorat 
über katholisclie Kirchen, Priester und Kirchendiener 
schaffen, i) England und Preussen erlangten von der 
Pforte das Protektorat über die protestantische Kirolie. 
Russland über die griechisch-orthodoxe. 2) 

In Bulgarien geniessen die fremden keine besondere 
Kirchenprivilegieu ausser der garantierten Religions- 
freiheit 

Gewolinheitsmässig können die Fremden in der 
Türkei ohne Staatscontrolle eigene Schulen errichten. 
In Bulgarien sind in dieser Beziehung Ausländer den 
Inläudern gleich gestellt. 

Die Fremden können auch Privatschulen eröffnen 
mit Erlaubnis des Staates, wenn sie den Erfordernissen 
für die Eröffnung von Privatschulen in Bulgarien ent- 
sprechen. Die Controlle des Staates ist unbedingt für 
alle im Lande bestehenden Lehrinstitute. Die Schutzge- 
nossen (Proteges) haben sehr geringe Vorrechte in 
Bulgarien, Sie stehen unter dem Schutz des Konsul 
nur in Orten, wo solche residieren. Sonst geniessen 
sie keine Vorrechte. Sie sind Ausländer, aber voll- 
ständig den inländischen Behörden unterworfen. 



^) Art ä2— 1740 Frankreich. 
^) Art. 7—1774 Russland. 
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2. Sachenrecht. 

Bezüglich der Immobilien sind Ausländer vollständig 
der inlÄndischen Gerichtsbarkeit unterworfen. Dies 
war als conditio sine qua non seitens der Türkei gestellt, 
als sie die Fremden zum Besitze von Immobilien in 
ihrem Territorium mit dem Gesetze vom 7. Sefer 1284 
(1867) zuli^ss. ^) Sie wurden damit Landsassiati minus 
pleni und dem forum rei sitae unterworfen. Diese Regel 
führt noch zu allerlei Schwierigkeiten in der Türkei, 
da die persönlichen Klagen nicht zur Zuständigkeit 
der türkischen Gerichte geboren, selbst, wenn sie eine 
unbewegliche Saclie betreffen. 

So muss man zum Beispiel bei Klagen aus einem 
Miethsvertrage unterscheiden, ob der Ausländer als 
Miether oder Vermiether erscheint, denn in erstem 
Fall tritt er als Grundstückseigentümer — also als 
Inländer und im zweiten Fall als einfache Obligations- 
partei — also als Capitulatinsbeneficiatt auf. Diese 
Schwierigkeit wird dadurch vergrössert,dass das türkische 
Gesetz die Unterscheidung zwischen persönlichen und 
dinglichen Klagen nicht kennt. Bulgarien als Erbe 
aller Obligationsactiva und Passiva der Türkei nahm 
auch das Gesetz vom Jahre 1867 an und verweigert 
noch heute den Ausländern alle Privilegien hinsichtlich 
ihrer Immobilien. 2) 

*) Constantinopler Protokoll vom 9. Juni 1868. 

*) Bulgarische VerfassungsurkuDde. Art. 63. Circulair des 
Ministerium des Inneren vom 21. Mai 1879; Circulair des 
Justizministerium, vom 30. Juli 1882 und vom 10. Dezember 
1884. 
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Dieses Priuziep ist aber nicht stren»: durchgeführt 
und erlaubt einige unbedeutende AbweichuDgen. Die 
balgarischen Gerichte haben aiis Conrtoisie die Praxis 
ein geführt, dass die Ladung znr mündlichen Verhand- 
lung auch hei Streitigkeiten über Immobilieu durch 
die Vermittelnng des resp. Konsuls den beteiligten 
Fremden zugestellt wird. Oeffentliche Versteigerungen 
von Immobilien geschehen gewöhnlich in Präsenz des 
Konsulardeligirten, 

Rechtstreitigkeiten über bewe^-liche Sachen sind 
nach bulgarischem Rechte und von bulgariiichen Gerichten 
abzuurteilen, 

3. KonknrsrecUt, 

Art. 53, der französisclien Capitulationen von 1740 
(ähnlich Art. 69. der russischen Capitnlationen von 1783) 
bestimmt: „Lorsriue quelqne niarchand fran^ais ou depen- 
dant de la France fera uue banqueroute averee et 
manifeste^ Fes cr^anciers seront payes snr ce qui restera 
de SPS effets et pourvu qu'ils ne soienl pas munis de 
quelque titre valable de cautionnement soit de Tambas- 
sadeur, des consnls, des dragomans ou de quelque autre 
fran(,miSj on ne pourra rechercher k ce sujet lesdits 
ambassadenrs, consuls^ drogmans ni autre frangais, et 
Ton ne pourra les arreter en pretendant de les rendre 
responsables*" 

Der Inhalt dieses Artikels, ähnlich den Be- 
stimmungen aller anderen Capitulationeu zeigt uns 
deutlich; dass dieselben nicht die Konsularzustandigkeit 
in Konkurasachen vorscijreiben. i) 

') Falsch ist die Auffassung Jantscheff*s, dass der 
Konkurs der Handelstod des Gemeinschuldners sei und dass 
die Konkursragelung ähnlich der Erbschaftsteilung sei: „Les 
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Im Gegenteil musste der Konsul Massregeln treffen 
um für den Konkarsfall seiner Nationalen nicht von 
den inländischen Behörden zur Verantwortlichkeit ge- 
zogen zu werden. De facto, aber werden seit der Mitte 
des vorigen Jahrliunderts die Konkursfälle der Ange- 
hörigen von Konsularjurisdictionsstaaten von den Kon- 
sulargerichten entschieden. Diese Praxis ist natürlich 
capitulationswidrig. Inländische Konkursgläubiger waren 
sogar gezwungen sich der Entscheidung der Konsular- 
gerichte zu unterwerfen, falls der Gemeinschuldner ein 
Ausländer war. Dank dieses Missbrauches wurden die 
Interessen des Inländers von den verschiedenen euro- 
päischen Gesetzgebungen, die er nicht verstand, abhängig 
gemacht. Eine solche Anomalie und Ungerechtigeeit ist in 
Westeuropa nicht denkbar. In der Türkei aber ist alles 
möglich. Die fremden Konsuln berufen sich für ihre 
Praxis auf die Gewohnheiten nach Art. 8, des Berliner 
Vertrags. Es ist aber ein bekannter Rechtsgrundsatz, 
dass Gewohnheiten nur dann als Recht anzusehen sind, 
wenn sie das Rechtsbewusstsein des Volkes überge- 



op^ratioDS de la faillit6 constituant en quelque sorte ane 
mati^re identique aux Operations des successions, la faillite 
est consideräe, pensons nous, comme une mort commerciale 
pour les faillits". Mit diesem Vergleich will Jantscheff 
das Konkursverfahren ähnlich wie das Erbschaf tsverfahren 
zu der Zuständigkeit der Konsularjurisdiction rechnen. Das 
Konkursverfahren gehört zu den Normen der ordre public. 
Der Staat muss den Inhalt des Konkursfalies prüfen um die 
eventuellen criminellen Folgen daraus zu ziehen. Da die 
criminal Jurisdiction in Bulgarien zur ausschliesslichen Com- 
petenz der inländischen Gerichte gehört, muss schon aus 
diesem Grunde das Konkursverfahren der Konsularjurisdiction 
entzogen werden. Aber der Begriff Handelstod ist wie mort 
civil unbrauchbar und veraltet. Der in Konkurs Verfallene 
ist nach Abschluss des Konkursfalles rehabilitiert und kann 
weiter Handel treiben. 
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gangfen 8ind, und wenn sie ohne Widerspruch ausgeübt 
werden. Die Türkei hat mehrmals gegen solche Aus- 
schreitDDgen der Konsulargerichtsbarkeit Einsprach er- 
hoben. 

In Bulgarien sind während der ersten Jahre seiner 
Existenz wenig Konkursfälle von Ausländern vorge- 
kommen, da wenige ausländische Kaufieute da waren. 
Ihre Zahl hat sieh in der letzten Zeit stark vermehrt. 
Nicht immer aber geben dieselben den Inländern ein 
gntes Beispiel. Es genügt zu bemerken, dass vom 
1. Januar 1896 bis L Juni desselben Jahres 20 Kauf- 
ieute in Sofia in Konkurs verfielen, von denen 18 Aus- 
länder und nur zwei Inländer waren i). 

Dem Buchstaben der Capitulationen und der Natur 
des Konkursverfahrens zufolge gehören alle Konkurs- 
Sachen znr Zuständigkeit der inländischen Gerichte, 
selbst dann, wenn alle in Konkurs Beteiligten Aus- 
lau der wären. In Bulgarien ist die Frage der Zu- 
ständigkeit in Konkuj'ssächen noch nicht entschieden, 
und dies führt zu zahlreichen diplomatischen Conflicteu. 

Einige Beispiele aus der Praxis der letzten Jahre 
werden uns die schwierige Lage, welche die Capitula- 
tionen in Bulgarien geschaften haben, zeigen: 

I- Am 13. Oktober 1890 beantragte der Kaufmann 
W» A,j türkischer Untertban bei dem Kreisgerichte in 
Philippopel die Konkurseröffnung über das Vermögen 
des Kaufmanns A. K., eines italienischen ünterthanes 
derselben Stadt. Am 15. Oktober desselben Jahres 
unterstützt W* H,, bulgarischer Unterthan, den Antrag 
des W. A. Das Gericht schickt dem A. K. Ladung 
zur mündlichen Verhandlung durch das italienische 
Vicekonsulat. Dieses verweigert die Annaljme der 



^) Sgourelf. 
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Ladung mit der Bemerkung, dass es das bulgarisclie 
Gericht nicht als zuständig im Fall des italienischen 
Unterthans Ä. K. anerkannte und dass es selber die 
Eonkurseröffnung bei dem italienischen Konsulate an- 
ordnen werde. Das tliat der italienische Konsul auch. 
Das bulgarische Gericht seinerseits betrachtete die 
Prozessformen als erfüllt und ordnete die Versiegelung 
der Immobilien des in Konkurs erklärten A. K. an. 
Der Konsul protestierte in sehr scharfem Tone und 
auf seinen Befehl wurden die Siegel des bulgarischen 
Gerichtes von dem italienischen Kawas gebrochen. Der 
diplomatische Notenwechsel begann. Der Conflict wurde 
aber durch die folgende Verfügung des bulgarischen 
Cabinete beendigt: Die bulgarische Regierung über- 
lässt den Verkauf des beweglichen Vermögens des Ge- 
meinschuldners dem Konsulargerichte, der Konkursver- 
walter wird vom bulgarischen Kreisgerichte ernannt. 
Der Erlös dieses Verkaufes sowie andere Gelder und 
Gegenstände des Gemeinschuldners werden unter 
den Konkursgläubigern von allen beiden Gerichten 
verteilt i). Der Zwangsvergleich kann nur mit Stim- 
menmehrheit der Konkursgläubiger und nach Maass- 
gabe des bulgarischen Handelsgesetzes abgeschlossen 
werden. 

Das unbewegliche Vermögen des Gemeinschuldners 



)) So wird das Konkursverfahren in zwei verschiedenen 
Stellen geführt. Es fungieren zwei Konkursverwalter, welche 
nach zwei verschiedenen Rechten handeln. Ein Conflict ist 
unter diesen Umständen unbedingt zu erwarten. Der Prozess 
kann unmöglich weiter geführt werden. Zur Schliessung eines 
Concordats z. B. ist nach fremden Rechte dreiviertel Stimmen- 
mehrheit, nach bulgarischem Rechte — zwei Drittel nötig. 
Wie soll man aus der schwierigen Lage herauskommen? Hier 
kann nur die Willkür helfen. Dies geschah auch. 
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wird von den inländischen Behörden verwaltet und 
liqiiidirt. 

Die 90 entschiedene Konkurssache des A, K. wird 
nicht als Präcedenzfall dienen; die Regierung behält 
sich prinzipiell das Eecht vor, die Competeüzfrage ia 
Konkurssaclien zu entscheiden. 

II. Die Eaufleute M. B. N. und J. S. & Cie., bul- 
garische Untertanen in Philippopel beantragten die 
Konkurseröffnung über das Vermögen des H.. H. St, 
(der fictiver griechischer Untertan v^rar). Das> Kon- 
kursverfahren wurde am 8. März 1900 eröffnet und 
der Gerichtsvollzieher versiegelte in Gegenwart des 
provisorischen Konkursverwalter das unbewegliche Ver- 
mögen des Gemeinschuldners, bestehend aus einem 
Wohnhaus, einem Coniptoir und einer Seifenfabrik- 
Während der Versiegelung des Comptoirs, an dessen 
Thür das Siegel des griechischen Konsulats auch an- 
gelegt war, erschien der Dragoman des griechischen 
Konsulats und protestierte gegen das Vorgehen der 
bulgarischen Behörde, ohne die griechische Staatsange- 
hörigkeit des Gemeinschuldners beweisen zu können. 
Das bulgarische Gericht ordnete an, die griechischen 
Siegel von dem Comptoir abzunehmen und alle Papiere 
des Gemeinschuldners ins Gericht zu bringen. 

Am 16, März bemerkten die bulgarischen Behörden, 
dass der Siegel, welcher der Gerichtsvollzieher an die 
Thore der Fabrik angelegt hatte, gebrochen und durch 
das Siegel des griechischen Konsulats ersetzt war. 
Der bulgarische GericUtsvollzieher befahl seinerseits 
das griechische Siegel zu beseitigen und ihn durch jenes 
des bulgarischen Gerichtes zu ersetzen. Ueber das 
Constatierte wurde ein Protokoll geschrieben und dem 
Staatsanwalt zugeschickt Das vom Gerichtsvollzieher 
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im Hause des Gemeinschuldners angelegte Siegel wurde 
wieder abgenomuien. Die Behörden fanden das Haus 
offen und leer. Befragt, antworteten die Nachbarn, 
dass der griechische Konsul E. das Siegel gebrochen, 
die Möbel in die zweite Etage gebracht und sie in 
einem Zimmer versiegelt hätte. — Das Vorgehen des 
griechischen Konsuls in diesem Falle überschreitet alle 
Grenzen des völkerrechtlichen Verkehrs. Unter solchen 
Verhältnissen könnten die bestorganisierten Staaten 
nicht existieren. > 

Um zu zeigen, zu welchen Ausschreitungen seitens 
der europäischen Konsuln — besonders der griechischen 
— die Capitulationen Anlass geben, führen wir hier 
einen Auszug eines Briefes des bulgarischen Justiz- 
ministers an den Minister des Aeussern an. 

„Die Präsidenten der Appelations- und Kreisgerichte 
berichten fortwährend, dass Ladungen an griechische 
Staatsangehörige von den Konsuln den Betreffenden 
nicht zugesandt werden, mit unzweifelhafter Absicht, 
Criminal- und Civilsachen gegen griechische Staatsan- 
gehörigen zu vertagen. Die Staatsanwälte beklagen 
sich, dass dieselben auf eine ganz flagrante Weise die 
bulgarischen Staatssiegel mit Verachtung behandeln. 
Die Gerichtsvollzieher und die Untersuchungsrichter 
beklagen sich darüber, dass die Konsulaibehörden jede 
ihrer Handlungen lähmen. Haussuchungen werden von 
denselben verhindert mit der Absicht, die Spuren des 
ausländischen Inculpaten zu verheimlichen". 

„Dieselben beklagen sich, dass bei Zwangsvollstreck- 
ungen in das Vermögen von Ausländern die Konsuln 
absichtlich unterlassen, den vorgeschriebenen Delegaten 
zu senden, nur mit der Absicht gegen das Vollzogene 
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später Einspruch zu erheben. Unter diesen Umstanden 
wird den Berichtabehörden jede Möglichkeit znr 
Pflichterfüllung gennramen. Dieses Verhalten der aus- 
ländiscben Konsuln verletzt auf das Ausserste die 
Autorität der Gerichtsstellen und ihrer Organe*" 

„Mit solchen Handlungen werden die Interessen 
unserer Untertanen ütfentlich geschädigt zu Gunsten 
der änsländischen^ welche ohne dies genug Nütz- 
ungen von den grossen Privilegien der von uns noch 
geduldeten Capitnlationen ziehen." Der Brief fährt 
tort: 

„Da gegen solche gesetzwidrigen Handlungen der 
fremden Konsuln bis jetzt keine energischen Massregeln 
seitens der fürstlichen Regierung getrofien wurden, so 
konnten die genannten griechischen Konsuln weiter 
unsere Staaisangetiörigen und unsere Würde verletzen. 
Diese traurige Lage der Dinge wird so lange beste hen, 
bis ein Ende von unserer Seite gemacht wird. In 
meinem Ministerium beflnden sich zahlreiche Beschwerden 
durch welche Sie sich überzeugen werden, wie gesetz- 
widrig die griechischen Behörden handeln. Kein Staat 
würde dulden, dass ein fremder Vicekonsul sich erlaubt 
seine Staatssiegel zu verletzen, wie das mit dem 
griechischen Ticekousul in Warna Panageorgiadis der 
Fall war i). Dieser erklärte stolz, dass er der Autor 
des begangenen Yerbrecbeos sei, indem er sich natür- 
lich unter den Mantel der Exterritorialität steckte. 
Er vergisst aber, dass er dieses Recht nur so lange 



*) Der Staats auM^alt bei Kreisgericht in Warna berichtet 
am 14> Juli 189r> unter Xo. 1805 dem Justizminister, ilass dio 
vom Gerichtsvollzieher an der Kasse des griechischen Unter- 
thana Z, angelegten Siegel von dem giechischen Vicckonsul 
Panageorgiadis gebrochen wurden. 
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geniessen kann, als er die Verpflichtungen des Völker- 
rechtes und der gegenseitigen guten Beziehungen nicht 
vernachlässigt. Sobald er sich höher als die inländische 
Gesetzgebung stellt und sie unter seine Füsse tritt, 
so ist sein weiterer Aufenthalt in Bulgarien unmöglich 
gemacht". Der Justizminister schlägt als Reparation 
der verletzten nationalen Ehre folgende Massregeln 
vor: 

1. Dem griechischen Vicekonsul in Warna P. die 
Exequatur zu entziehen. 

3. Den Vollziehungsorganen die Möglichkeit zu 
geben, die angefangene Untersuchung der in Frage 
stehenden Criminalsache zu verfolgen. 

3. Die nötigen Schritte zu unternehmen, damit der 
genannte P. zur Verantwortung von der griechischen 
Regierung gezogen wird. 

4. Die Aufmerksamkeit aller griechischen Konsuln 
in Bulgarien durch den Königlichen Diplomatischen 
Agenten in Sofia darauf zu richten, dass für die Zu- 
kunft den inländischen Behörden, ihre Aufgabe nicht 
erschwert werde; denn- sonst wird, so schliesst der 
Justizminister, die Functonierung der inländischen Ge- 
richtsbarkeit bis zur Unmöglichkeit erschwert." 

Dieser Brief ist ein wichtiges Document für die 
Charakterisierung der Beziehungen der europäischen 
Konsuln gegenüber dem bulgarischen Staate. 

Das Konkursverfahren der Konsularjuristictions- 
mächte regelt sich in Bulgarien nach einem stillschweigend 
angenommenen Compromiss zwischen dem österreich- 
ischen Generalkonsul und der bulgarischen Regierung, 
welches auch für die anderen Staaten angewendet 
wird: ^) 

*) Diese Mittheilung haben wir vom bulgarischen Justiz- 
ministerium. 
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Das Konkursverfahren der Österreich-ungarischen 
Staatsangehörigen, die in Bulgarien wohnen, gehört 
zur ausschiiessliclien Zuständigkeit der K. und E. Kon- 
sulargerichte. Die bulgarischen Konkursgläubiger können 
die Befriedigung ihrer Forderungen von den inländischen 
Gerichten verlangen und das Konsulargericht muss sie 
anerkennen. Welche Forderungen als priviligierte an- 
zusehen sind, wird nach österreichischem Rechte be- 
stimrat. Der Verkauf des unbeweglichen Vermögens 
des Gemeinschuldners geschieht gemäss Art. 3 des 
türkischen Gesetzes vom 7ten Sefer 1284 durch die 
inländischen Gerichte nach inländischem Recht. Die 
Verhaftung des Gemeinschuldners durch inländische 
Behörden, geschieht nach Benachrichtigung des Gene- 
ralkonsuls. Die Verteilung der Konkursmasse geschieht 
für alle Konkursgläubigeu beim Konsulargerichte. Der 
den bulgarischen Gläubigern zukommende Teil wird 
durch Vermittelung des fürstlichen Ministeriums des 
Aeussern bewirkt. Der Verkauf des beweglichen Ver- 
mögens geschieht durch Öftentliche Versteigerung beim 
Konsulargericht; der Zwangs vergleich kann nur mit 
Stimmenmehrheit der Konkursgläubiger abgeschlossen 
werden. Sind Ausländer nur als Konkursgläubiger be- 
teiligt, so müssen sie sich ganz der inländischen Ge- 
richtsbarkeit unterwerfen. 



4. Erbrecht. 

Das Erbrecht der Ausländer wird nach ihrem 
heimischen Rechte geregelt. Der Konsul ist verpflichtet 
die letztwillige Verfügung von in seinem Konsulärbe- 
zirke verstorbenen Nationalen zn vollstrecken. Stirbt 
der Ausländer ohne Testament, so wird die Erbschaft 
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den Konsuln als Curator anvertraut 0^ Stirbt ein Aus- 
länder in einem Ort, wo ein Konsul niclit residiert, so 
sind die inländischen Justizbehörden verpflichtet ein 
Protokoll über den Tod und das hinterlassene Ver- 
mögen des Verstorbenen aufzunehmen und es unver- 
züglich dem zuständigen Präfecten zur weiteren Ver- 
fügung zu senden 2). 



^) Art. 11—1517; Art. 9—1535; 
^ 22-1740, Frankreich. 
„ 26—1855, Griechenland. 
^) Circular des Justizministeriuius vom 26ten Mai 1880^ 
Nr. 826, Circular des Ministeriums des Inneren Tom 25. April 
1884, Nr. 3187. 
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Buch n. 



Die Gestaltung der Konsulargerichtsbarkeit 
in Bulgarien. 



ABSCHNITT I. 

Organisation der KoDSiüargerichte* 

Die Konsulargerichte lassen sicli ihrer Organisation 
nach in drei Systeme oder Typen theilen: 

Ä. Das französische System, nLicIi welchem der 
Konsnl als Einzelrichter Oivilprozesse von Jeder Hohe 
des Streitwertes und in Strafsachen - üebertretnngen 
aburteilt, während das Konsulargericht^ aus dem 
Konsul und mehreren Beisitzern bestehend^ in Civil- 
sachen als zweite Instanz und in Strafsachen für 
Vergehen zuständig ist. Die heimischen Gerichte sind 
für Prozesse in letzter Instanz und für Verbrechen 
zuständig. Nach dem fran^ösi sehen System sind die 
Konsulnrgericlite Belgiens, Deutschlands, Griechenlands, 
Spaniens u. s. w, gebildet. 

B, Das englische System kennt keine Einzelrichter, 
Bei Civilprozessen in erster Instanz ist das Konsular- 
gericht, aus dem Konsul und zwei Beisitzern bestehend, 
zuständig; in CriminalsacLen wird die Jury zugezogen. 
Als zweite Instanz fungiert ein höchster Gerichtshof 



1 
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in der Levante. Weitere Instanzen existieien im all- 
gemeinen nicht. 1) 

C. Das russische System, welches für die erste 
Instanz Konsulargerichte; für die zweite Gesandtschafts- 
gerichte hat. 

A. Die französische Organisation. 

§ 9. Die Franzosen haben nicht nur das materielle 
Konsularjurisdictionsrecht durch die ersten Capitulationen, 
sondern auch das formelle durch die berühmte Marine- 
ordonanz vom Jahre 1681 ausgebildet. Die Ordonnance 
de la marine von Colbert regelt die Organisation der 
Konsulargerichte im Titel 9 Buch L 2) 

Diese Ordonnanz wurde vermehrt und verändert 
durcli folgende Gesetze: Ordonnanz vom 4. Januar 
1713, Deklaration vom 25. Mai 1722, Ordonnanz vom 
24. Mai 1728, Ordonnanz vom 17. August 1756, 
Reglement vom 9. Dezember 1776, Edict vom Juni 
1778, Reglement vom 8. November 1779, Edict 
von 1778. Ordonnanz vom 20. August 1838, Ge- 
setz vom 28. Mai 1836 und Decret vom 10. Juli 
1880. Das Konsulargericht für Civil-, Handels- und 
Gerichtssachen besteht aus dem Konsul als Vor- 
sitzenden und vier Deputierten, angesehenen Kaufleuten, 
der französischen Colonie; sind solche im Konsulärbe- 
zirke nicht zu finden, so genügen zwei Deputierte. 
Diese werden nicht gewählt, sondern vom Konsul selbst 
auf ein Jahr ernannt. Sie tragen nicht den Charakter 
der Beisitzer im europäischen Sinne. Sie sind Organe 
des Konsuls und nicht souveräne Richter. Sind auch 

Siehe unten S. 74. 

2) Clarcq et Vallet: Guide des consulats 1880. Bd. 2, 
S. 350. ff. 
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zwei Deputierte im Konsul arbe^Jrke nicljt zu finden, 
so eutacheidet der Konsul allein. Diese Bestimmung, 
die sicli in den Konsulargeset^eu der übrigen Staaten 
auch befindet, zeigt am dentlicbsten das Notrecbt der 
Konsulargerichtsbarkeit, — Der leitende Gedanke dieser 
Bestimmung ist die Nationalen a tout prix der Landes- 
jnrisdiction zu ent^ieben. Der Konsul selbst ist sehr 
wenig geeignet die Richterstelle zu bekleiden, da ihm 
oft die nötige fachniässige Vorbildung ^J fehlt* 

Berufiingsinstanx ist das Appellationsgericbt in 
Aix. Bei Verbrechen ist der Konsul imr zur Vorbe-^ 
reitung des Verfahrens zustäDdig. Der Beklagte wird 
sammt allen Prozessschriftatucke dem Generalstaats- 
amvalt zugeschickt. 

Das Amt eines Gerichtsschreibers wird im Orient 
gewöhnlich vom Konsulatssecretär bekleidet, derselbe 
fungiert auch als Vollziebungsorgan. In Konstantiuopel 
besteht nur ein juristisch ausgebildeter Einzelrichter, 
der gleichzeitig Gesandschaftsaekretär ist. Er ist allein 



^) DaH Dekret vom 10, Juli 1889 enthält die Bestimm- 
ungen zur Anstellung im Konsular- und diplomatischeu Dienst 
in Frankreich: Der Minister des Auswärtigen hestimmt jedeg 
Jahr die Zahl der Stellen, für welche Konkurs eröffnet wer- 
den soll. Die Aspiranten haben sich im Ministerium vorzu- 
stellen und daselbst ihre Schriften niederzulegen. Zum Kon- 
kurs kanu sich melden : 

1. Wer als Franzose im Genusa seiner bürgerlichen Ehren 
und Hechte ist. 

2. Wer am 1. Januar des Konkursjahres nicht jünger als 
zwanzig und nicht älter als dreissig .lahre ist. 

3. Wer ein Diplom als liceiicie eu droit oder es sciences, 
oder ein Diplom der Schule für Staatswissensthaften, oder ein 
befriedigendes Abgangszeugniss der höheren Normalschule 
der polytechnischen, Bergbau, Ingenieur, Centralschule für 
Kunst und Industrie, der Militär- oder Marineschule vorweist. 



I 



— 73 — 

für alle Civil- und Criminalsachen zuständig. Das 
Pariser Cassationsgericht bildet die höchste Instanz der 
französischen Konsulargerichtsbarkeit ^). 

B. Die englische Organisation. 

§ 10. Das grundlegende Gesetz der englischen Kon- 
sulargerichtsorganisation datiert vom Jahre 1843 2). 

In demselben Jahre wurden die Orders in Concil 
herausgegeben, welche die Jurisdiction der englischen 
Konsuln in Civil- und Criminalsachen regeln. Dieselben 
wurden vervollständigt und verändert durch verschiedene 
Orders im Jahre 1848, 64, 65 etc. und den Act vom 
12ten Dezember 1873. (6 und 7 Victoria). 

Das gesammte türkische Gebiet wird in Konsulär- 
bezirke geteilt. An der Spitze jedes Konsulats steht 
ein General- oder Vicekonsul. In jedem Konsulärbezirke 
wird mit Genehmigung der englischen Regierung ein 
Provinzialgerichtshof (Provinzial Consular Court) mit 
einem Konsul als Richter und mit Assessoren errichtet. 
Das Gericht übt im Namen S. M. Crirainal- und Civil- 
gerichtsbarkeit. Die Wahl der Assessoren geschieht 
so, dass zuerst die englischen Eingesessenen eine be- 
stimmte Anzahl von Personen wählen, von diesen werden 
die Assessoren für das Amtsjahr bestimmt. Die Bei- 
sitzer haben keine entscheidende, sondern nur beratende 
Stimme; ist die Meinung eines Beisitzers abweichend 
von derjenigen des Konsul-Richters, so muss sie zu 
Protokoll genommen werden. 

Falls im Konsulärbezirke keine geeignete Personen 

^) Daloz: Jurisprudence G6n6rale Paris, 1851. Bd. 12. 
S. 297. 

*) Papers relative to the iuirisdiction of Her Majesty*s 
Consuls in the Levant. London 1845, S. 2. 
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znr Bekleidung des Amtes eines Beisitzers zu finden 
sind; so entscheidet der Konsul allein i). 

In Eonstantinopel functioniert der höchste Kon- 
sulargerichtshof als zweite und letzte Instanz für das 
ganze Ottomanische Reich und Bulgarien. Dieser Ge- 
richtshof besteht aus einem titulären Richter, einem 
Richtergehülfen und einer Jury von fünf Mitgliedern. 
Für Beschwerden und Revisionen ist der Privatrat 
S. M. in London zuständig, wenn der Wert des Streit- 
gegenstandes 500 Lstr. übersteigt. Die schlechte Seite 
der englischen Konsulargerichtsorganisation ist die, 
dass die Beisitzer keinen Einfluss auf die Entscheidungen 
haben. Ein Gericht, in dem die Mitglieder nur zur 
Berathung zugezogen werden, ist nicht als collegialisch, 
sondern als Einzelgericht zu betrachten; nur eine einzige 
Perspn — der Konsul-Richter fällt die Entscheidung. 
Die ungenügende Vorbildung dieses Richters, welche 
mehrfach Gegenstand lebhafter Diskussionen im eng- 
lischen Parlament gewesen ist, giebt noch geringere 
Garantie für eine gewissenhafte Rechtsprechung. 

Die gute Seite der englischen Konsularjurisdiction 
ist die Organisation des Gerichtshofes in Konstanti- 
nopel. Der tituläre Richter in Konstantinopel mit spe- 
zieller, solider rechtswissenschaftlichen Vorbildung 2) 
kann seinen Wohnsitz wechseln und in verschiedenen 



*) Siehe oben S. 72. 

2) Die Qualification des englischen Richters im Orient 
ist die folgende: 

1. Er muss in der Liste der Advokaten in England, 
Schottland oder Irrland eingetragen sein. 
. 2. Fünfjährige Praxis als Advokat. 

3. Ein mindestens fünfjähriger Aufenthalt im Orient und 
Vertrautheit mit den englischen Gesetzen, sowie mit den in 
der Türkei geltenden Gewohnheiten. 



- -; '•'V?'>TAV'r>r?^;A>^"ij^vf!TC5?>. ' 
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Orten des osmanischen Reiches und Bulgarien mit dem 
ganzen Gerichtspersonal Sitzungen halten und Ent- 
scheidungen treffen. 

' C. Die russische Organisation. 

§ 11. Das Konsularreglement vom Jahre 1820 ist das 
erste organische Gesetz über die russischen Konsuln i), 
enthält aber keine Bestimmungen über die Verfassung 
der Konsulargerichte im Orient. Ebenso das Reglement 
für die russischen Konsuln in Europa und Amerika vom 
23. Dezember 1858. Die russischen Konsulargerichte 
in der Türkei und in Bulgarien sind nach den allge- 
meinen Bestimmungen des Handelsgesetzes und nach 
dem Handelsreglement für Persien organisiert. 

Nach diesem Reglement sind zwei Jurisdictions- 
instanzen vorgesehen; die erste Instanz bildet das Kon- 
sulargericht. Dasselbe besteht aus dem Konsul und zwei 
Aeltesten der russischen Kaufmannschaft, welche von 
den im Konsulärbezirke Eingesessenen gewählt w^erden. 
Die zweite Instanz besteht aus dem Gesandtschafts- 
sekretär in Persien und zwei angesehenen Kaufleuten 
der Colonie, die vom Minister oder von dem Chef der 
Gesandtschaft ernannt werden. 

Die Konsulargerichte sind zuständig für Sachen, 
deren Streitobject den Wert von 30 Rubeln nicht über- 
steigt. Für alle anderen Rechtsstreitigkeiten ist das 
Gesandtschaftsgericht in erster Instanz zuständig. Spe- 
ziell über die Konsulargerichte in der Türkei enthält 
das russische Handelsgesetzbuch einige unwesentliche 
Bestimmungen in den Artikel 2144 und 2145 2). 

Polnoe Sobranye Sakonow. Nr. 28444 ; M a r t e n s, 
a. a. O. S. 307. 

2) Darüber Martens. a. a. 0. S. 312. 
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D, Organisation der übrigen Staaten. 

§ 12, Die übrigen Konsularjurisdictionsstaaten 
re^jeln ihre Konsulargericlite nach dem Mu&ter der 
oben geschilderten Systeme* Für Italien kommt in 
Betracht das Gesetz von 1866. *) Für Oesterreich- 
Ungarn gilt das Gesetz von 1855 -). B'ür die 
Vereinigten Staaten das Gesetz von 1881 ^). Für 
Spanien — Königliches Decret von 1848 *), Für Bel- 
gien — das Gesetz von 1851 s), Wiir Holland — das 
Gesetz von 1871 *). Für Griechenland — das Gesetz 
von 1893 ^), 



E. Die deutsche Organisation insbesondere 

§ 13 a) Organe der Konsulargerichtsbarkeit. 

Organe der Konsulargerichtsbarkeit sind: L der 
Konsul, II. das Konsulargericht und III, das Reichs- 
gericht. 



*) Legge consulare per il regno d*lttilia, Fireiize 1866, 
Darüber: Esperson, Diritto diplomatico, Milano 1874^ 2 
Bände und M arten s a. a. 0. S. BOO ü. 

^) Neuraann: Handbuch des Consulatswesen mit be* 
so öderer Rücksicht des österreichischen Wien 1854, S. 390 ff, 

^) Regulations for the use of the consular service of the 
United States, Washington 18SL 

^) Riquelme: Derecho publico iutemacional. Band 2. 

^) Reglements consulaires, Bruxelles 1887, Band 1. 

fi) R. d. d, i. 187^, S. 612 K 

^ Antouopönlos; Ueber die Exterritorialität der Aus- 
länder in der Türkei im Jahrbuch d. Int. Ver. f. VergL 
Rechtswissenschaft, Berlin 1896, S. 115» 
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L Der Konsul >) ist zur Ausübung der Gerichts- 
barkeit nur dann befugt^ wenn er dazu die Ermäch- 
tigung des Reichskanzlers hat 2). 

Es steht dem Reichskanzler das Recht zu einen 
Konsul mit Gerichtsbarkeitsrechten zu bekleiden, den 
anderen nicht; er kann sogar neben ihm oder'an seiner 
Stelle anderen Konsularbeamten Jurisdictionsbefugnisse 
übertragen 3). Die Qualification des heimischen Rich- 
ters, vorgesehen in § 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
ist nicht für die .Bekleidung des Richteramtes in den 
Konsularjurisdictionsbezirken erforderlich ; überhaupt 
kommt der Richter-Konsul als Verwaltungs-Beamter 
und nicht als Richter in Betracht *). 

Er kann zu jeder Zeit von seinem Amt dauernd 
oder zeitweise enthoben oder in den Ruhestand versetzt 
werden. &) In der Rechtsprechung ist aber der Richter- 
Konsul nur dem Gesetze unterworfen. «) 

II. Das Konsulargericht besteht: 1. aus dem Kon- 
sul und vier Beisitzern. 2. aus dem Konsul und zwei 
Beisitzern und 8. aus dem Konsul allein. 

1) Das Gericht wird mit vier Beisitzern constituirt, 
wenn der Beschluss über die Eröftnung des Hauptver- 
fahrens ein Verbrechen oder ein Vergehen zum Gegen- 
stand hat, das weder zur Zuständigkeit der Schöffen- 

*) Unter Konsul versteht man den Vorsteher von General- 
konsulaten, Konsulaten und Vicekonsulaten sowie ihre ord- 
nungsmässig berufenen Stellvertreter (§ 2 d. alten Konsular- 
.gerichtsbarkeitsgesetzes (a. G.) 

2) § 6, Abs. 1, K. G. G.; a. G. § 5, Abs. 2. 

3) § 6, Abs. 2, K. G. G.; a. G. § 5, Abs. 3. 

4) Die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes §§ 
2—11 finden auf ihn keine Anwendung. 

^) Art. 25 des Reichsbeamten-Gesetz vom 31. März 1873. 
Anderes § 8, Abs. L 
6) G. V. G. § 1. 
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geri eilte nocli zu den in den §§ 74, 75 des G. V, G. 
bexei ebne teil HaDdhingen gehört, i) 

2. Mit zwei Beisitzern entscheidet der Konsul: a) 
in allen zur Zuständigkeit des Konsulargerichts ge- 
hörenden bürgerlichen ßechtsstreitigkeiten und in den- 
jenigen Strafsachen, für welche ausdrücklich die Zu* 
Ziehung von vier Beisitzern nicht vorgeschrieben ist ^). 
b) in Strafsachen j wenn die vorgeschriebene Zuziehung 
von vier Beisitzern nicht ausführbar ist. s) 

3. Der Konsul fungiert als als Kollegial gericht 
ohne Zuziehung von Beisitzern, wenn in bürgerlichen 
Keclitastreitigkeiten die Zuziehung von zwei Beisitzern 
nicht ausführbar ist. +) ^) 

Die Ernennung der Beisitzer erfolgt durch den 
Konsul aus den achtbaren Gerichtseingesessenen oder 
in Ermangelung solcher aus sonstigen achtbaren Ein- 
wohnern seines Bezirkes auf die Dauer eines Ge- 
schäftsjahres. 

Besondere Qualification für die Beisitzer sclireibt 
das Gesetz ausser Kenntniss der deutschen Sprache ^) 
nicht vor. 

Die Beeidigung der Beisitzer und Stellvertreter 
erfolgt bei ihrer ersten Dienstleistung in öffentlicher 
Sitzung. Die Formel ist derjenigen der Schoffeuver- 
eidignng (§ 51 d. G. V. G.) nachgebildet 7). In den 
vor das Kousulargencht gehörenden Sachen steht den 
Beisitzern unbeschränktes Stimmrecht zu s). 

') § 8, Abs, 2, K. G. G.; a. G. § 28. 

■i) § 8, Abs, 1, K. G. G.; a. G. § 6. 

ä) § 9, Abs. 2, K, G. G.; a. G. § 9, Abs. 1. 

■i) § 1, Abs. 1, K. G. G.; a. G. § 9, Abs. 2. 

*J Siehe oben S. 72 und 74. 

ß) G, V. a ^ ISiL 

"^j § IBj K. G. ü.; a. G. § 8. 

«) § 11, Abs. L K, G. G.; a. G. § 6, Abs. 2, u. §§ 16, 23, 



1 
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Für die durch das G. V. G. und die Prozessordnungen 
den Landgerichten in erster Instanz sowie den Schöffen- 
gerichten zugewiesenen Sachen nehmen die Beisitzer 
nur an der mündlichen Verhandlung und an anderen 
im Laufe oder auf Grund dieser Verhandlung ergehen- 
den Entscheidungen theil; die sonst erforderlichen Ent- 
scheidungen werden von dem Konsul allein erlassen >). 

Ein Beisitzer allein mit dem Konsul kann niemals 
amtieren 2). Die Gründe der Nichtteilnahme der Bei- 
sitzer bei der Verhandlung und Entscheidung müssen 
im Protokoll vermerkt sein. Ist der Konsul oder sein 
Vertreter in der A^usübung seines Amtes verhindert 
oder ist die Zuziehung von zwei Beisitzern bei Straf- 
sachen unmöglich, so ist die Sache an andere Kon- 
sulargerichte desselben Landes per Delegation zu 
senden 3). 

III. Das Reichsgericht in Leipzig ist Appelations- 
instanz für alle Entscheidungen der Konsulargerichte 
und erste und letzte Instanz im Falle der Unmöglich- 
keit der Verhandlung in den Konsulargerichten. 



b. Zuständigkeit. 

I. Der Konsul allein ist zuständig. 

1. Für die durch das Gerichtsverfassungsgesetz, 
die Prozessordnungen und die Konkursordnung den 
Amtsrichtern zugewiesenen Sachen. ^) 

§ 11, Abs. 2, K. G. G. 
^) Brauer: Justizgesetze, S. 74. 
3) C. P. O. § 36, Nr 1. Str. P. O. § 15. 
*) § 7, Nr. 1, K. G. G.; a. G., 12 Abs. 1. 
Die Zuständigkeit der Amtsgerichte umfasst in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten, soweit dieselben nicht ohne Rück- 
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2. Für die durch Reichsgesetze oder in Preussen 
geltenden allgemeinen Landesgesetze den Amtsgerichten 
übertragenen Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit ^). 

sieht auf den Werth des Streitobjects den Landgerichten zu- 
gewiesen sind: 

1. Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche, 
deren Gegenstand an Geld oder Geldwerth die Summe von 
300 Mark nicht übersteigt. 

2. Ohne Rücksicht auf den Wert des Streitigegenstan- 
dea i Streitigkeiten zwischen dem Vermiether und dem Miether 
oder Untermiether von Wohnräumen oder anderen Räumen 
oder zwischen dem Miether und dem Untermiether solcher 
Räume, wegen Ueberlassung, Benutzung oder Räumung, so- 
wie wegen Zurückhaltung der von dem Miether oder dem 
Unterm iether in die Miethsräume eingebrachten Sachen. 
Streitigkeiten zwischen Dienstherrschaft und Gesinde, zwi- 
schen Arbeitgebern und Arbeitern hinsichtlich des Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses, sowie die § 3, Abs. 1 des Gesetzes 
betreifend die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890 bezeich- 
neten Streitigkeiten, insofern dieselben während der Dauer 
des Dienst-, Arbeits-, oder Lehrverhältnisses entstehen. 

Streitigkeiten zwischen Reisenden und Wirthen, Fuhr- 
leuten, Schiffern, Flössern oder Auswanderungsexpedienten 
in den Einschiifungshäfen, welche über Wirthshauszechen, 
Fuhrlohn, Ueberfahrtsgelder, Beförderung der Reisenden und 
ihrer Habe und über Verlust und Beschädigung der letzteren, 
sowie Streitigkeiten zwischen Reisenden und Handwerkern, 
welche aus Anlass der Reise entstanden sind. 

Streitigkeiten wegen Viehmängeln, Streitigkeiten wegen 
Wildschadens. Ansprüche aus einem ausserehelichen Bei- 
schlafe* Das Aufgebotsverfahren. (G. V. G. § 23.) 

1) g 10, Nr. 1, K. G. G.; a. G. § 12, Abs. 2. 

Ohne Rücksicht auf den Werth des Streitgegenstandes: 

1. Für die Ansprüche, welche auf Grund des Gesetzes 
vom 1. Juni 1870 über die Abgaben von der Flösserei oder 
auf Grund des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Reichsbeamten vom 31. März 1873 gegen den Reichsfiscus 
erhoben werden. 
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3. Für die Verhandlung und Entscheidung über 
das Rechtsmittel der Beschwerde gegen die Entscheid- 
ungen des Konsuls in Strafsachen '). Eine Mitwirkung 

2. Für die Ansprüche gegen Reichsbeamte wegen Ueber- 
schreitung ihrer amtlichen Befugnisse oder wegen pflicbt- 
widriger Unterlassung von Amtshandlungen. 

3. Für alle Uebertretungen. 

4. Für diejenigen Vergehen, welche nur mit Gefängnisa 
von höchstens 3 Monaten, oder Geldstrafen von höchstena 
600 Mark, allein oder neben Haft oder in Verbindung mit 
einander oder in Verbindung mit Einziehung bedroht sind, 
mit Ausnahme der im § 320 des Str. G. B. und der im g 74 
des G. V. G. bezeichneten Vergehen. 

5. Für die nur auf Antrag zu verfolgenden Beleidigungen 
und Körperverletzungen, wenn die Verfolgung im Wege der 
Privatklage geschieht. 

6. Für das Vergehen des Diebstahls im Falle des § 242 
des Str. G. B., wenn der Werth des Gestohlenen 25 Mark 
nicht übersteigt. 

7. Für das Vergehen der Unterschlagung im Falle des 
§ 246 des Str. G. B.. wenn das Unterschlagene 25 Mark über- 
steigt. 

8. Für das Vergehen des Betrugs im Falle des § 263 des 
des Str. G. B., wenn der Schaden 25 Mark nicht übersteigt. 

9. Für das Vergehen der Sachbeschändigung im Falle 
des § 303 des Str. G. B., wenn der Schaden 25 Mark nicQt 
übersteigt. 

10. Für das Vergehen der Begünstigung und für das Ver- 
gehen der Hehlerei in den Fällen der §§ 258 Nr. 1 und 259 
des Str. G. B., wenn die Handlung, auf welche sich die Be- 
günstigung oder Hehlerei bezieht zur Zuständigkeit der 
SchöflPengerichte gehört. (§ 70, Abs. 1 und 2 und § 27 d. G. 
V. G.) 

*) § 10. Z. 2. K. G. G. a. G. § 35, A,bs. 1. Das Konsu- 
largericht als Beschwerdeinstanz gegen Verfügungen düs 
Konsuls ist von ganz exceptioneller Natur, da der Konsul bei 
der Entscheidung über die gegen ihn vorgebrachte BeschwerOe 
selbst, und zwar als Vorsitzender mitwirkt, was gegen die 
ausdrückliche Vorschrift des § 23 Abs. 1 der Str. P. O. ist 



I 






-Bä- 
der Staatsanwaltschaft findet im Allgemeinen nicht 
statt bei der konsularischen Rechtspflege *). 

In Ehesachen und Entmündigungssachen gemäss 
C. P. 0. Art. 586, werden die Befugnisse des Staats- 
anwaltes einem ßeichsbeamten oder einer sonstigen 
geeigneten Person ad hoc übertragen. Der Konsul 
bestimmt die Personen, welche zur Ausübung der ßeclits- 
anwaltschaft bei den Konsulargerichten zugelat^sen 
werden können «). Für die Rechtsanwälte bei den 
Konsulargerichten finden die Vorschriften der Rechts- 
anwaltsordnung vom 1. Juli 1878 keine Anwendung, 

KL Das Reichsgericht ist zuständig für die Ver- 
handlung und etitgültige Entscheidung über die Rechts- 
mittel i 

L Der ßeschw^erde und der Berufung in den vor 
dem Konsul oder dem Konsulargerichte verhandelten 
bürgerliclien Recht sstj-eitigkeiten und Konkurssachen 3). 

2. Der Bescljwerde und der Berufung gegen die 
Entscheidungen des Konsulargerichtes in Strafsachen *)* 

3. Das Reichsgericht ist endlich in erster und 
letzter Instanz zuständig für die in § 160, Abs. 1, des 
G, V. G. vorgesehenen Entscheidungen, sofern die 
Rechtsliülfe von dem Konsul versagt wird &). 



c) Umfang. 

Deutsche Konsulargerichtsbarkeit wird in den- 
jenigen Ländern ausgeübt, in denen ihre Ausübung 

I) § 15. E. &. G. 

^) § 17, Abs. 1. K. G, G. ; a. G. § 11. Abs. L 
») § U, Z. L K. G. G. ; a, G. § 18. Abs. 2. 3, 
^) S 14. 2. 2. K. G. O- ; a. G. § 36. Abs. 1. 
^) § 18. a. E., a. G. § 13. 
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durch Staats vertrage oder Herkommen gestattet ist, ^) 
Sie kann durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung 
des Bundesraths für bestimmte Gebiete und für be- 
stimmte Rechtsverhältnisse ausser Uebung gesetzt 
werden. 2) Die Konsulargerichtsbezirke werden vom 
Reichskanzler nach Vernehmung des Ausschusses des 
Bundesrathes für Handel und Verkehr bestimmt. 3) 

Der Konsulargerichtsbarkeit sind unterworfen; 

1. Deutsche Reichsangehörige. ^) 

Wer ein Deutscher ist bestimmt das Gesetz über 
die Erwerbung und den Verlust der Landes- und 
Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870. (Bundesgesetz- 
blatt Seite 355). Die ReichsangehörigeU; welche in den 
Konsulärbezirken wohnen, sind unbedingt dem deutschen 
Schutz und der deutschen Jurisdiction unterworfen. ^) 

Der Konsulgerichtsbarkeit sind nicht unterworfen 
Deutsche, welche in dem Lande, in welchem die Kon- 
sulargerichtsbarkeit ausgeübt wird nach allgemeinem 
völkerrechtlichem Grundsatze das Recht der Exterri- 
torialität geniessen. ß) 



§ 1. ab. I.K.G.G.; a. G. § 1 Abs. 1. Siehe oben Seite 15. 

2) § 1. Abs. 2. K. G. G. Diese Bestimmung ist neu und 
steht im Einklang mit dem Berliner Vertrag. 

3) § 4, K. G. G. ; a. G. § 2. Bulgarien ist in drei Ge- 
richtsbezirke, wie folgt geteilt: Sofia mit den Städten So fia^ 
Küstendil. Rustschuk mit den Städten Silistra, Schum La, 
Rasgrad, Rustschuk, Tirnowa, Sistow, SeWliewo, Plewnaj 
Wratza, Lom, Widin und Warna mit der Stadt Warna» 
(Verzeichnis der Kaiserlichen deutschen Konsulate vom Jahre 
1893.) 

4) § 2. Nr. 1. K. G. G.; a. G. § 1, Abs. 2. 

ö) Dienstinstruction vom 1. Mai 1872. Siehe unten S. 
94 Anm. 1. 

6) § 2. K. G. G. § 1., Abs. 2. und § 21, G. V. G. neue 
Fassung (R. G. B. 1898, S. 3711). 
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2. Scliutzgenossen, das sind Ausländer, welche auf 
Grund Anordnung des Reichskanzlers dem deutschen 
Schutz unterstellt sind ^). 

In die Zahl der Schutzgenossen können aufge- 
nommen werden: a) Angehörige befreundeter Staaten, 
welche durch Staatsverträge oder kraft Anordnung des 
Auswärtigen Amtes der deutsche Konsularschutz für 
ihre natianalen zugesagt ist, unter der Voraussetzung, 
dass ein eigener Konsul in dem Lande nicht ist. b) Die 
sogenannten de facto ünterthanen, das sind Personen, 
welche ohnen Anspruch auf deutschen Schutz, derselbe 
verglinstigun^s weise eingeräumt worden ist. Nach § 3 
der genannten Instruction vom 1. Mai 1872 können als 
de facto Untertanen den deutschen Schutz erhalten: 

1. Personen, welche einem der zu dem Reiche ge- 
hörigen Staaten angehört haben, desgleichen Abkömm- 
linge solcher Personen. 

2. Deutsche, welche den Schutz nicht auf Grund 
von Staatsverträgen in Anspruch nehmen können. 

3. Die Dragomans, Cawassen,Jasakdjis und sonstige 
ünterbeamten der Gesandtschaften und Konsulatsbe- 
hörden* 

4. Familien der unter 3 bezeichneten Personen 
desgleichen Individuen, welche früher ein solches Amt 
bekleidet Iiaben. Den Deutschen werden gleichgestellt 
HandelsgeseJlschaften, eingetragene Genossenschaften 
nnd juristische Personen, wenn sie im Reichsgebiet 
oder in einem deutschen Schutzgebiete ihren Sitz haben, 
juriiitische Personen auch dann, wenn ihnen durch den 
Bundesrat oder nach den bisherigen Vorschriften durch 



').§ 2, INV. 2, K. G. G., neu. 
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einen Bundesstaat die Rechtsfähigkeit verliehen worden 
ist. Das gleiche, gilt von offenen Handelsgesellschaften 
und Kommanditgesellschaften, die in einem Konsular- 
bezirk ihren Sitz haben, wenn die persönlich haftenden 
Gesellschaften sämmtlich Deutsche sind. Andere Ge- 
sellschaften als die bezeichneten Handelsgesellschaften^ 
eingetragenen Genossenschaften und juristischen Per- 
sonen werden den Ausländern gleichgestellt. Durch 
Anordnung des Reichskanzlers oder auf Grund einer 
solchen kann bestimmt werden, dass die genannten 
Handelsgesellschaften., eingetragene Genossenschaften 
und juristischen Personen, wenn Ausländer daran be- 
tlieiligt sind, der Konsulargerichtsbarkeit nicht unter- 
stehen. 1) 



d) Das zur Anwendung kommende Recht. 



I. Allgemeine Regeln. 

Nach der deutschen Auffassung beruht die Konsni- 
gerich tsbarkeit auf der Fiction der Exterritorialität -) 
und demgemäss bleiben die im Konsulärbezirke wohnen- 
den Reichsangehörigen unter dem deutschen Gesetze. 
Das heimatliche Recht ist aber nur dann anzuwenden, 
wo die Konsuln allein Richter sind, nicht aber in den 
Fällen, wo sie mit den inländischen Gerichtsbehörden 
entscheiden. 



§§ 2, Abs. 2, Abs. 2, 3, K. G. G., neu. 

2) Brauer, a. a. O. S. 89, Janopoulos, a. a. 0. S. 97, 
Note 1, König, Konsularwesen, S. 206. Entscheidung des 
Reichsgerichtes vom 26. Februar 1891, Anders Fiore: Le droit 
International priv^. Paris 1890, S. 260. 



^se- 
in dem letzten Falle kommen vielmehr die völker- 
rechtlichen Verträ£je und die Gewohnheiten in Betracht. 
Mit der Einführung des bürgerlichen Gesetzbuches für 
das deutsche Reich (in Kraft seit dem 1, Januar 190O) 
ist die Schwierigkeit beseitigt, die früher über das 
anzuwendende Recht bestand. — In den Konsalarge- 
richtsbezirken gelten im Allgemeinen : 

1. Die dem bürgerlichen Rechte angehörenden Vor- 
schriften der Eeichsgesetze und der daneben innerhalb 
Preussens im bisherigen Geltungsbereiche des Preus- 
siachen allgemeinen Landrechts in Kraft stehenden 
allgemeinen Gesetze, sowie die Vorschriften der be- 
zeichneten Gesfitze über das Verfahren und die Kosten 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in Konkurssachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit ^y 

2. Die dem Straf recht angehörenden Vorschriften 
der Reichs gesetze, sowie die Vorschriften dieser Ge- 
setze über das Verfahren und die Kosten in Straf- 
sachen -). 

Die obigen Vorschriften über das anzuwendende 
bürgerliche und Straf recht finden keine Anwendung^ 
soweit sie Einrichtungen^ und Verhältnisse voraussetzeUj 
an denen es für die Konsulargerichtsbezirke fehlt ^). 

Durch kaiserliche Verordnung können die Rechte 
an Grundstücken^ das Bergwerkseigenthum, sonstige Be- 
rechtigungen, welche sich auf Grundstücke beziehen j 
die Vorschriften über Urheberrecht e^ Schutzrechte der 
geistigen Werke^ Erfindungen u. s. w^ abweichend von den 



§ 19, Z. 1. R. G, a, Yergh a. G. G. §§ 3, Abs. 1, U,43, 
Äbää* 1 und 44, Abs, 1, 

^) § 19, 2, 2 K. a. a, Vergl. a. G. §§ 4, Abs. 1, 21,44, 
Abs. L 

3) § 20, Abs, 1 K. G. G., vergl. a. G., § 43, Abs, L 



r 
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nach § 19 des K. K. G. massgebenden Vorschriften 
geregelt werden 0- Soweit die Reichsgesetze landes- 
herrliche Verordnungen vorsehen, treten an deren Stelle 
in den Konsulargerichtsbezirken Kaiserliche Verord- 
nungen oder die Genehmigung des Kaisers. 

Die nach diesen Gesetzen im Verwaltungsverfahren 
zu treffenden Entscheidungen werden für die Konsulär- 
bezirke in erster und letzter Instanz von dem Bundes- 
rath erlassen. 

An Stelle des Landesflscus tritt der Reichsflscus 2). 
Die Rechtsverhältnisse der Schutzgenossen, die keinem 
Staate angehören, werden nach den Vorschriften beur- 
theilt, die für die keinem Bundesstaate angehörigen 
Deutschen gelten 3). Die Rechtsverhältnisse der Schutz- 
genossen, die einem fremden Staate angehören, werden, 
soweit dafür die Staatsangehörigkeit in Betracht kommt 
nach den für Ausländer geltenden Vorschriften beur- 
theilt 4). Zustellungen in Konsulargerichtsbezirken er- 
folgt nach den Vorschriften über Zustellungen im lu- 
lande ^). Falls die Befolgung dieser Vorschriften mit 
Schwierigkeiten verbunden ist — nach den Vorschriften 
des Auslandes mit der Massgabe, dass an die Stelle 
des Ersuchens bei Zustellungen auf Betreiben der 
Beteiligten deren Antrag und bei Zustellungen von 
Amtswegen die Anzeige des Gichtsschreibers tritt. Im 
Uebrigen gelten die Vorschriften für Zustellungen im 



§§ 21, 22 K. G. G., neu. Nachdem Gesetz vom 7. Sefer 
1284. Grundstticksrechte, sowie Bergwerksrechte werden nach 
inländischem Recht geregelt. 

2) §§ 23, 24 K. G. G., neu. 

3) Analog den Rechtsverhältnissen eines Elsässers in Bul- 
garien. 

4) § 25 K. G. G., neu. 

5) C. P. 0., §§ 166-238. 
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Ansland 0- In Handelssachen finden die Vorschriften 
der in § 19 K, G. G. bezeichneten Gesetze nur soweit 
Anwendang, als nicht die Handelsgewohnheiten im 
Konsulärbezirke anders bestimmen 2). 



IL Besondere Vorschriften über das bürgerliche Recht. 

Vereine, die ibren Sitz in einem Konsularirerichts- 
bezirke habenj und deren Zweck nicht auf wirtscliaft- 
lichen Geschäftsbetrieb gerichet ist, erlangen Rechts- 
fähigkeit, ohne Eintragung in das Vereinsregister des 
Konsulargerichtsbezirkes 3). Ist der Zweck derselben 
Vereine auf einen wirtschaftlichen Zweck gerichtet, so 
erlangen sie Rechtsfähigkeit auch ohne staatliche Ge- 
nehmigung ^). 

Die §§ 44, Abs, 1 und 55—79 des B. G, B, 
finden auf Vereine mit Sitz in einem Konsulargerichts- 
bezirk keine Anwendung &). Deutsche GesellscbafteUj 
welche die Kolonisation der deutschen Schutzgebiete, 
insbesondere den Erwerb und die Verwerthung von 
Grundbesitz, den Betrieb von Land- oder Plantagen- 
Wirtschaft, den Betrieb von Bergbau, gewerblichen 
Unternehmungen und Handelsgeschäften in einen Kon- 
sulargerichtsbezirk znui Gegenstand; und ihren Sitz im 
Reichsgebiete oder in einem Schutzgebiete oder in einem 



^) g 28. K. G. G., neu. 

^] § 40 K. G. G., a, G. §3, Abs. 2. Der gewohnlieitsreebt- 
liehe Ziüfuss unter Kaufleuten ist in Bulgarien 8 \, u, unter 
Nichtkaufleuten 10 %, 

3) § 31 K. G. G., anderes B. G. B. § 21. 

') § 31 „ „ „ „ „ „ „ § 22. 

^) § 31, K. G. G. 
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Konsnlargerichtsbezirk haben, haben das Recht unter 
ihrem Namen Rechte, insbesondere Eigenthums- und 
andere dinglichen Rechte an Grundstücken zu erwerben, 
Verbindlichkeiten einzugehen, vor Gericht zu klaijen 
und verklagt zu werden i). 

Die Zinsbestimmungen der §§ 246, 247, 288 des 
B. G. B. und 352 H. G. B. können nach den localeu 
Gewohnheiten und Handelsbestimmungen durch Kaiser- 
liche Verordnung verändert werden 2). 

Schuldverschreibungen auf den Inhaber können 
Ton den der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Per- 
sonen nur mit Genehmigung des Reichskanzlers auf- 
genommen werden»). Hat der Finder durch Ablauf 
eines Jahres das Eigentumsrecht einer Sache erworben 
und verziclitet der Finder den Polizeibehörden gegen- 
über; so kann durch Anordnung des Reichskanzlers 
bestimmt werden, wer an Stelle der Gemeinde des 
Fundorts, oder im Falle, dass der Erblasser die Armen 
ohne nähere Bestimmung bedacht hat, wer an Stelle 
der öffentlichen Kasse zu treten hat *). Die Form 
einer Ehe, die in einem Konsulargerichtsbezirke von 
einem Deutschen oder von einem Schutzgenossen, der 
keinem Staate angehört, geschlossen wird, bestimmt 
sich ausschliesslich nach den Vorschriften des Gesetzes 
betreffend die Eheschliessungen im Auslande vom 
4. Mai 1870 ^), Ein Schutzgenosse, der einem fremden 



') § 32 K. G. G., §§ 8—10 des Gesetzes betreffend die 
Kechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete (R. G. B, 1888, 
S. 75, K. G B. 1899, S. 365. 

2) § 33 K. G. G. 

3) § 34 K. G. G.; vgl. B. G. B. § 795. 

*) § 35 K. G. G.; vgl. §§ 976, 977, 2072 des B. G. B. 
5) Bundesgesetzblatt 1870, S. 599, R. G. B. 1896, S. 614, 



■■'W^^!m*^W?7mm^^ 
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Staate angehört, kann die Ehe nach den Gesetzen 
seines Staates schliessen 0- 

Durch Kaiserliche Verordnung können für die inner- 
halb der Konsulargerichtsbezirke belegenen Grundstücke, 
die Grundstücke bestimmt werden, nach denen die 
Sicherheit einer Hypothek, einer Grundschuld oder 
einer Reutenschuld für die Anlegung von Mündelgelder 
festzustellen ist 2). Ist zu besorgen, dass der Erblasser 
früher sterben werde, als die Errichtung eines Tesstaments 
vor den Konsularbehörden möglich ist, so kann das 
Testament durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen 
nach § 2250 B. G. B. errichtet werden; der § 2249, 
Abs. 2 findet entsprechende Anwendung 3). 



III. Besondere Vorschriften über das Strafrecht. 



Nach § 49 des K. G. G. finden die von der inländi- 
sehen Staatsgewalt in den Konsulargerichts bezirken 
erlassenen Strafgesetze soweit Anwendung, als dies 
durch Herkommen oder durch Staatsverträge bestimmt 
ist. 4) 

Der Konsul ist befugt für seinen Gerichts bezirk 
oder einen Theil desselben polizeiliche Vorschriften 
mit verbindlicher Kraft für die seiner Gerichtsbarkeit 
unterworfenen Personen zu erlassen und deren Nicht- 



§ 36 K. G. G., neu. 

2) § 37, K. G. G.; neu vgl. § 1807, B. G. B. 

3) § 38, K. G. G., § 2249, Abs. 1 B. G. B. 

*) a. G. § 4. Abs. 2. Für Bulgarien kommt ausschliessHcli 
bulgarisches Strafrecht und Strafprozess in Anwendung, Seit 
1896 gilt das bulgarische Strafgesetzbuch vom 18, Mai 1896. 
Darüber Pantzowitz in der R. d. d. i. Band 30, S. 610. ff. 
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befolgung mit Haft. Geldstrafe bis zum Betrage von 
1000 Mark und Einziehung einzelner Gegenstände zu 
bedrohen. Diese Vorschriften sind sofort in Abschrift 
dem Reichskanzler mitzuteilen. >) 



ABSCHNITT II. 

Das Verfahren. 

Unter Capitulationen im engeren Sinne versteht 
man eben das Recht der Konsuhi auf eigenes Verfahren 
in den Jurisdictionsbezirken. 

Hier müssen wir drei Fälle unterscheiden: 

A. Das Verfahren in Streitigkeiten zwischen Aus- 
ländern und Inländern. 

B. Das Verfahren in Streitigkeiten zwisclien zwei 
Ausländern verschiedener Nationalität und 

C. Streitigkeiten zwisclien zwei Ausländern der- 
selben Nationalität, z. B. zwei Deutschen. 



A. Das Verfahren in Streitigkeiten zwischen 
Ausländern und Inländern. 

§ 14. In solchen Fällen wird der Rechtsstreit von 
den inländischen Gerichten abgeurtheilt. Das Verfahren 
in den inländischen Gerichten geht aber nicht ohne Ein- 
mischung der Konsularbehörden vor sich. Die Erhebung 
der Klage geschieht durch Einhändigung der Elage- 



') § 51. K. G. G., a. G. § 4. Abs. 3. 
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scbrift an die Gegenpartei. Nun ist es in der bul- 
garischen gericbtlichen Praxis eingeführt, dass die 
Klageschrift dem Beklagten falls er Staatsangehöriger 
eines Konsularjurisdictionsstaates ist durch den zu- 
ständigen Konsul zugeschickt wird, i) Diese Praxis 
hat sich erst seit einigen zehn Jahren ausgebildet. 
Früher wurden die Klageschriften und andere Schrift- 
stücke dem beklagten Ausländern direct ohne Ver- 
mittelung des Konsuls überreicht. Dies war richtiger und 
den Capitulationen entsprechender, da diese solche Be- 
stimmung nicht enthalten. Diese Praxis ist nicht in 
den Gerichten entstanden. Das bulgarische Justiz- 
ministerium hat sie eingeführt um Conflicte mit den 
Konsularbehörden zu vermeiden 2) und diese von den 
Gerichtssachen ihrer Nationalen in Kenntniss zu setzen. 
Der Konsul in Bulgarien, wie in allen Capitulations- 
staaten ist eine Art Vormund der Gerichtseingesessenen. 
Sind sie Kaufleute — und das sind sie fast alle — so 
müssen sie alle ihre Rechtsgeschäfte mit den Erforder- 
nissen der Konsularbehörden in Einklang bringen. Sie 
können keinen Schritt machen ohne den Schutz des 
Konsuls. Die Vormundschaft des Konsuls erscheiTit 



*) Diese Regel ist insofern nachteilig für die InUintlerT 
als die Wirkung der Arrestlegung auf das Vermögen des 
Beklagten verfehlt ist. Die Arrestlegung hat nur dann einen 
Sinn, wenn sie in improviso, ohne vorherige Kenntniss der be- 
treffenden Partei angewendet wird. Wenn aber die Arres?t- 
legung durch die Vermittelung des Konsuls geschieht, so dauert 
das Verfahren mindestens eine Woche, in welcher Zeit der 
Beklagte die gegen ihn getroffene Massregel direct oder indkect 
abwenden kann, indem er sein Vermögen zum Nachteil des 
Gläubigers in Sicherheit bringt. 

2) Circular des bulgarischen Justizministerium vom 27. 
Januar 1884. Nr. 500., 10. Dezember 1884. Nr. 5570., und 16, 
October 1900. Nr. 117B1. 
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indessen sehr ungünstig im Interesse des gebundenen 
Kaufmanns^ sowie der inländischen Kaufleu te, welche mit 
ihm in Handelsbeziehungen stehen. 

Falls Ausländer als Kläger im Prozesse beteiligt 
sind, so muss nach einem Circular des Justizministeriums 
vom 16. Oktober 1900, die Klageschrift wiederum durch 
das Konsulat an den Beklagten überreicht werden. 
Der Gedanke dabei war eben, das Verfahren im Wege 
der Retorsion mit belästigenden Formalitäten zu er- 
schweren und den Ausländern die ünhaltbarkeit der 
Capitulationen für sie fühlen zu lassen. 

Das bulgarische Justizministerium wollte auch mit 
dem Circular dem folgenden Missbrauche der Ausländer 
ein Ende machen: Klagt ein Ausländer vor dem in- 
ländischen Gerichte gegen einen Inländer; ohne zu 
sagen, dass er ein solcher ist, so wartet er die Ent- 
scheidung des Gerichtes ab, ist sie zu seinem Gunsten, so 
sagt er nichts, ist sie aber zu seinem Ungunsteh, so 
erhebt er Protest wegen Nichterfüllung der Prozessform- 
Vermittelung durch die Konsularbehörde. Um diesem 
Missbrauche entgegen zu treten, schreibt der Justiz- 
minister vor, dass in allen Prozessen, wo Ausländer 
beteiligt sind, der Richter vor dem Beginn der Ver- 
handlung die formale Frage an die Parteien richten 
muss, zu welcher Nationalität sie gehören. Erklärt 
eine Partei, dass sie fremder Staatsangehörigkeit sei^ 
so ist der Prozess sogleich zu vertagen, bis die Ver- 
mittelung des betreffenden Konsulats eingeholt ist. Die 
verursachten Gerichtskosten werden von der sclmldigen 
Partei getragen. Dies ist aber nicht das einzigste und 
schlimmste Aergerniss, das die Capitulationen zu Folge 
haben. 

Dasselbe Circular verbietet den Gerichten Sachen, 
die zur Zuständigkeit der Konsulargerichte geliören, 
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zu beurteilen, selbst dann nicht, wenn die Partei auf 
ibr Privilegium verzichtet und sich freiwillig der in- 
ländischen Gerichtsbarkeit unterwirft i). 

2. Die Ladung zur mündlichen Verhandlung ge- 
schieht durch die Ueberreichung der Prisowka2). 

Diese wird den Inländern durch den Gerichtsdiener 
eingehändigt. Für die Ausländer mit Jurisdictionsvor- 



*) Das Protokoll von 1868 gestattete den Ausländern sich 
der inländischen Gerichtsbarkeit freiwillig zu unterwerfen. 
In diesem Sinne lautet auch eine Entscheidung des bulgari- 
schen Casaationshof in Sofia. Infolge der obenerwähnten 
Missbräuche und um die Schwierigkeit, welche durch die 
Capltulationen geschaffen werden, den Ausländern fühlbar zu 
machen j traf das bulgarische Justizministerium diese Mass- 
regel, welche es mit Recht damit motivierte, dass die Juris- 
dictionsrechte der Ausländer, als auf öffentlich rechtliche 
Verträge beruhend, zu den Sätzen der ordre public gehören, 
nntl, dttss sie nicht von einzelnen Personen aufgegeben wer- 
den köDnen. Dieses ist auch die Auffassung des französischen 
Appelatioüshofes in Aix, welcher die Entscheidung traf, dass 
diejenigen Franzosen, die auf ihre durch die Capitulationen 
eingeräumten Jurisdictionsrechte verzichten, mit Strafe be- 
droht werden. Ebenso deutsche Dienstinstruction vom 1. Mai 
1872, Siehe oben Seite 83. 

^) Die Prisowka, Ladungsschrift, muss dem Adressaten 
persönlich eingehändigt werden; ist er abwesend, so kann sie 
an seine Hausgenossen, Nachbarn, Diener gegen Quittung ab- 
gegeben werden (bulg. C. P. 0., Art. 34). Ist Beklagter nach 
Entgegennahme der Ladung am Verhandlungstermin vor dem 
Friedensrichter (Amtsrichter) nicht erschienen, so wird er in 
contumaciam verurteilt, ist Kläger nicht erschienen, so wird 
er Kur Bezahlung der Prozesskosten verurteilt, verliert aber 
nicht das Recht, die Klage zu erneuern. Sind beide Parteien 
zur mündlichen Verhandlung nicht erschienen, so wird die 
Sache nicht verhandelt (bulgar. C. P. O., Art. 647). Dieselben 
Regeln gelten für die Kreisgerichte (Landesgerichte). Bei 
Appellationainstanzen kann die Sache auch ohne Anwesenheit 
der Parteien verhandelt werden. 
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rechten wird insofern eine Ansnahrae gemacht, als sie 
durch den zuständigen Konsul eingehändigt wird. 
Diese Praxis ist nicht von den Capitulationen dictiert. 
3. Die Anwesenheit des Konsulsdragomans bei der 
mündlichen Verhandlung ist für die Fälle vorgeschrieben, 
wo die Sache des Ausländers in den inländischen Ge- 
richten abgeurteilt wird. In Bulgarien genügt es, 
wenn der Konsulatsdragoman zur Verhandlung einge- 
laden wird, trotzdem nach den Capitulationen eine 
besondere Ladung nicht vorgeschrieben ist. ^) 

Art. 26. der französischen Capitulationen von 1740 
bestimmt. „Die französischen Untertanen werden das 
Privilegium, ihre Gerichtssachen in Anwesenheit des 
Konsuls zu beurteilen nicht missbrauchen. Sie müssen 
Sorge tragen und sich beeifernden Konsul herbeizuschaflfen. 
Die interessierte Partei selbst ist verpflichtet, für die 
Anwesenheit desselben Sorge zu tragen. Seine An- 
wesenheit ist aber zu der Gerichtsverhandlung nicht 
unbedingt notwendig. Es genügt, wenn die Ladung 
des Konsuls stattgefunden hat. Kommt er oder sein 
Delegat nicht, so kann die Sache trotzdem verhandelt 
werden. Sehr bestritten ist die Frage, welche Rolle 
der Konsulatsdelegat bei der Verhandlung in solchen 
Fällen, wo seine Anwesenheit vorgeschrieben ist, spielen 
soll. Beschränkt sich diese auf blosse Präsenzleistung 
oder hat er auch Beratungs- und Stimmrecht? Die 
Capitulationen sagen nichts darüber. In der Türkei ist 



') Diese Praxis, welche erst seit einigen Jahren einge- 
führt ist, ist oft sehr nachteilig für die am Prozess beteiligte 
inländische Partei. Der Konsul kann jede Minute den Gang 
des Verfahrens lähmen, indem er oft absichtlich dem Be- 
teiligten die Ladung nicht übergiebt. Siehe den Brief des 
bulgariscJien Justizminister an den Minister des Auswärtigen, 
oben S. 75. 
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der Konsul atsdelegat vollberechtigter Riebt er, Tiimmt 
Teil an den Beratungen und hat eine Stimme bei der Ent- 
scheidung der Gerichtssache, bei welcher ein Nationaler 
beteiligt ist. In Bulgarien nahm während der ersten 
Jahre seiner Constitnirung, als die russischen Minister 
im Lande waren^ der Konsulatsdelegat auch eine ähnliche, 
Stellung, wie in der Türkei ein. Heute beschränkt sich 
seine Rolle nur auf Präsenzleistung. Uehrigens ver- 
zichten in der Praxis die Konsuln auf dieses Recht 
und unterlassen jede Delegierung. Dieses ist insoweit 
für die interessierte ausländische Partei vorteilhaft, 
als durch die Delegation die Gerichtsküsten vergrössert 
werden. Nach dem englischen Konsulartarif z. B. ist 
für jede Sendung des Delegats eine Gebühr von 1 Lstr. 
zu zahlen. 



B. Das Verfahren in Streitigkeiten zwischen zwei 
Ausländern verschiedener Nationalität, 

§ 15. Nach dem Grundsatze acior sequitur farum 
rei kommt dass Prozessrecht des Staates, zu welchem 
Beklagter gehört, zur Anwendung. 



C. Das Verfahren in Streitigkeiten zwischen 
zwei Deutschen. 

§ 16. Solche Sachen gehören zur Zuständigkeit der 
deutschen Konsulargerichte und es kommt deutsches 
ProzessrecUt zur Anwendung i). 

a) Das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten. 



») § 19 K* G, G. Siehe oben S. 
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Das Verfahren in bürgerlichen Eechtsstreitigkeiten 
richtet sich nach dem für die Amtsgerichte vorge- 
schriebenen Verfahren i). Es findet sich dabei in ge- 
wissen Fällen ein Vorbereitungsverfahren statt: Das 
Konsulargericht kann einen Konsularbeamten mit der 
Vorbereitung des Verfahrens beauftragen, und zwar in 
Sachen, welche die Nichtigkeit einer Vermögensaus- 
einandersetzung oder ähnliche, die complicierte und 
streitige Ansprüche enthalten 2). Die Rolle des vorbe- 
reitenden Richters setzt genügende Kenntnisse des 
Verfahrens voraus, sodass in kleinen Vicekonsulaten 
der Vicekonsul selbst dieses thun muss. Der Vor- 
sitzende des Konsulargerichts hat den mit dem vorbe- 
reitenden Verfahren beauftragten Beamten zu bezeichnen 
und den Termin zur Erledigung des Beschlusses zu 
bestimmen. Ist der ernannte Beamte verhindert, den 
Antrag zu vollziehen, so ernennt der Vorsitzende einen 
anderen Beamten 3). Der beauftragte Konsularbeamte 
hat in dem vorbereitenden Verfahren das folgende zu 
Protokoll festzustellen : 

a) welche Ansprüche erhoben und welche Rechts- 
mittel geltend gemacht werden? 

ß) welche Ansprüche und welche Mittel zulässig 
oder unzulässig sind. 

S) die von den Parteien bezeichneten Beweismittel 
Beweiseinreden, Erklärungen über dieselben und die 
gestellten Anträge *). 

Ist das vorbereitende Verfahren geschlossen, so 
hat das Konsulargericht vom Amts wegen den Termin 



§§ 41 K. G. G., a. G. § 15, C. P. O. §§ 495-510. 

2) C. P. 0. § 348. 

3) C. P. 0., § 349. 

4) C. P. 0., § 350, Abs.^. 
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zur Liiündlichen Verbandlung: festzustellen und denselben 
den Parteien bekannnt zu machen i). 

In Rechtsstreitigkeiten, die die Nichtigkeit einer 
Ehe zum Gegenstand haben, werden die Functionen 
der Staatsanwaltschaft einer, der zur Ausübung der 
Eechtsanwaltschaft zugelassenen Personen, einem anderen 
achtbaren Gerichtseingesessenen oder einem sonst im 
Konsulärbezirke befindlichen Deutschen oder Schutzge- 
nossen übertragen 2). Die Mitwirkung der Staatsan- 
waltschaft ist auch bei Entmündigungssachen, sowie 
in Aufgebotsverfahren und zum Zwecke der Todeser- 
klärung vorgesehen 3). 

Im übrigen geht der Prozess vor den Konsular- 
gerichten nach gemeinem Rechte vor sich. 

b) In Strafsachen. 

Das Strafverfahren richtet sich im Allgemeinen 
nach der Strafprozessordnung gemäss § 19 K. G. G. 

Es sind folgende Besonderheiten zu bemerken: 

Der Konsul vereinigt in sich in Strafsachen die 
Befugnisse des Amtsrichters mit derjenigen des Vor- 
sitzenden der Strafkammer *), Im vorbereitenden Ver- 
Terfahren ist die Vereidigung eines Zeugen oder Sach- 
verständigen auch dann zulässig, wenn voraussichtlich 
der Zeuge am Erscheinen in der Hauptverhandlung 
verhindert oder sein Erscheinen wegen allzugrosser 
Entfernung besonders erschwert sein wird, oder wenn 
die Vereidigung als Mittel einer wahrheitsgemässen 
Aussage erforderlich erscheint ^). 



'} C. P. 0., § 352. Siehe über den weiteren Gang. C. 
P, O., g§ 353, 354. 

2) § 42, Abs. 1, K. G. G., C. P. 0., § 607. 

3) § 42, Abs. 2. K. G. G., C. P. 0., §§ 645 ff., 652, 960 ff. 
*) § 52, K. G. G. a. G., § 22. 

^) § 54, K. G. G., Str. P. 0., § 65, Abs. 2. 
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Die Vorschriften des § 126 Str. P. 0. findet hier 
keine Anwendung. In VerbrechensfäUen; welche zur 
Zuständigkeit des Reichsgerichtes oder der Schwur- 
gerichte gehören (G. V. G. §§ 8073 ff. 136 Z. 1) hat 
der Konsul lediglich die erforderlichen Sicherheitsmass- 
regeln zu treffen, die keinen Aufschub leidenden Unter- 
suchungshandlungen vorzunehmen, Zeugen, deren sofor- 
tige Vereidigung und Vernehmung gemäss § 65, Abs. 2 
der Strafprozessordnung erforderlich ist, zu vereidigen 
und die Acten dem Staatsanwälte des zuständigen 
deutschen Gerichts des Inlandes, und in Ermangelung 
eines solchen dem Ober-Reichsanwalte zu übersenden. 
Im letzten Falle wird das zuständige Gericht von dem 
Reichsgericht bestimmt i). 

Aus dem umstände, dass eine Mitwirkung der 
Statsanwaltschaft in Strafsachen nicht stattfindet, folgen 
die nachstehenden Modificationen des deutschen Str. 
Prozesses: 

a) Die Verfolgung strafbarer Handlungen findet 
von Amtswegen statt 2). 

ß) Eine Voruntersuchung findet nicht statt 3). 

y) Zustellungen, Ladungen, Vollstreckung von Be- 
schlüssen und Verfügungen werden durch den Konsul 
veranlasst *). 

S) An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in 
den Fällen, in denen nicht sofort das Hauptverfahren 
eröffnet wird, die Verfügung des Konsuls über die Ein- 
leitung des Strafverfahrens gegen den Beschuldigten. 
Diese Verfügung hat die dem Angeschuldigten zur Last 



§ 55, K. G. G.; a. G., § 31. 

2) § 56, K. G. G.; a. G., § 25. 

3) § 57, K. G. G.; a. G, § 26, Abs. 1. 
*) § 53, K. G. G.; a. G., § 24, Abs. 2. 
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gelegte Tat, unter HeiTorltebung der gesetzlichen Merk* 
male und der anzuvvendeiuen Strafgesetze zu bezeichnen . 
Der Bescliluss durcli den das Hauptverfahren eröffnet 
v?ird, hat auch die Beweismittel anzugeben ')< Den 
Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das Gericlit 
ohne hierbei durch Anträge, Verzichte oder frühere 
Beschlüsse gebunden sein ^). 

Der Angeklagte kann auf seinen Antrag wegen 
grosser Entfernung seines Aufenthaltortes von der Ver- 
pflichtung zum Erscheinen in der Hauptvevhandlung 
auch dann entbunden werden, wenn nach dem Ermessen 
des Gericlifs die zu erwartende Freiheitsstrafe nicht 
mehr als sechs Monate beträgt 3). In diesem Falle 
muss der Augeklagte durch einen beauftragten oder 
ersuchten Richter über die Anklage vernommen werden *). 
In den Fällen der §§ 45, 449 d. St. P. beträgt die 
Frist zwei Wochen ^). 

c) Das Verfahren in Konkurssachen. 

Das Konkursverfahren hei den deutschen Konsular- 
gerichten wird gemäss § 19 des K. G. 6. nach den 
Keichsgesetzen mit folgenden Abweichungen geführt: 

a) Der Termin zur Beschlussfassung über die 
Wahl eines anderen Verwalters und über die Be- 
stellung eines Gläubigerausschusses, sowie der Ver- 
gleichstermin soll in den Fällen der §§ 110, 179 der 
K. 0* nicht über zwei Monate hinaus anberaumt werden. 
Diese Termine können bis auf drei Monate verlängert 
werden, wenn der Konsulargerichtsbezirk vor dem das 
Verfahren schwebt in Europa, in Egypten oder an der 



') § 58, K. a G. a. G., § 27, 

2) § 60, K, G. G, a. G., § 29. 

3) § 59, K. G. G.j neu, äBdercs Str. P. O., § 232, Abs. 1. 
*) Str, P, 0,, § 232, Abs. 2. 

&) § 63, K. G. G., a, G. § 32. 
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asiatischen Küste des Schwarzen oder des Mittellän- 
dischen Meeres liegt. Der Zeitraum, der nach § 138 
des K. 0. zwischen dem Ablaufe der Anmeldefrist und 
dem allgemeinen Prfifungstermine liegen musS; beträgt 
zwei bis drei Monate i). 

ß) An die Stelle der in den §§ 152, 203 der K. 
vorhergesehenen Frist tritt eine Frist von einem Monate; 
im Falle des Abs. 2 eine Frist von zwei Monaten 2). 

d) Rechtsmittel. 

Rechtsmittel in der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit sind zulässig. 

a) In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, gegen Ent- 
scheidungen des Konsuls, wenn der Wert des Streit- 
objectes die Summe von 300 Mark, übersteigt; beträgt 
der Wert des Streitobjects 300 Mark oder weniger, so 
findet kein Rechtsmittel statt. ») 

Das Rechtsmittel der Berufung erfolgt durch Ein- 
reichung der Berufnngsschrift bei dem Konsul. Bei 
der Einreichung der Beruf ungsschrift brauchen die 
Parteien sich, wie überhaupt bei der Konsulargerichts- 
barkeit, nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten 
lassen^). 

Die Berufungsschrift ist der Gegenpartei von 
Amts wegen zuzustellen. Die Vorschriften des § 179 
C. P. 0. finden ihre Anwendung. Der Konsul sendet 
die Prozessstücke dem Reichsgericht mit dem Nach- 
weise der Zustellung. Das Reichsgericht bestimmt und 
teilt den Parteien den Termin zur mündlichen Ver- 



§ 47, Abs. 1 u. 2, K. G. G., neu. 

2) § 47, Abs. 3, K. G. G., neu. 

3) § 43, K. G. G.; a. G., § 18. 

*) Anderes C. P. 0., § 78, Abs. 1. 
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handlang mit. Die Bekanntmachung des Termins er- 
folgt an die Bevollmäclitigten der Parteien oder in 
Ermangelung solcher an die Parteien selbst. Die 
zwischen der Zustellung der Klageschrift und dem 
Termine zur mündlichen Verhaltung gelegene Frist 
(Einlassungsfrist) beginnt mit dem Zeitpunkt indem der 
Termin an den Berufungsbeklagte bekannt gemacht 
worden ist. i) 

ß) In Strafsachen. Gegen üebertretungen ist im All- 
gemeinen ein Rechtsmittel nicht zulässig, sofern eine 
Verurteilung auf Grund der §§ 361 Nr. 3 bis 8 des 
Str. G. B. erfolgt oder auf Geldstrafe und Einziehung 
erkannt wird. Im Debrigen findet in Strafsachen gegen 
die Urteile des Konsulargerichtes das Rechtsmittel der 
Berufung statt. 2) Die Berufung ist in solchen Fällen 
unmittelbar an das Reichsgericht zu richten. Zeugen und 
Sachverständige, welche zur Rechtfertigung der Beruf- 
ung von dem Verurteilten vorgeschlagen werden, sind 
von dem Konsul sofort zu vernehmen und zu vereidigen, 
wenn die Voraussetzungen des § 65. Abs. 2. der Str. 
P. 0. vorliegen. Die Vorschriften des § 23 Abs. 1. d. 
Str. P. 0. nach welchen eie Richter, welcher bei einer 
durch ein Rechtsmittel angefochtenen Entscheidung 
mitgewirkt hat; von der Mitwirkung bei der Entscheidung 
in höherer Instanz kraft Gesetzes ausgeschlossen ist, 
finden auf Beschwerden gegen Entscheidungen des 
Konsuls keine Anwendung. ») 



§ 45, K. G. G. a. G., § 20. 

'0 § 63, K. G. G. a. G., § 33. 

3) § 64, Abs. 1, K. G. G. a. G., § 35, Abs. . 1. Der 
Konsul ist nach Abs. 2 desselben § 64 befugt, seine 
durch Beschwerde angefochtene Entscheidung abzuändern. 
Diese Abweichung vom gemeinen Prozesse bildet einen der 
hauptsächlichen Mängel des deutschen Konsulargerichtspro- 
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Die der Staatsanwaltschaft zustehenden Rechts- 
mittel können, da diese bei der Konsulargerichtsbarkeit 
in der Regel fehlt, von dem Konsul eingelegt werden i). 
Die Frist von einer Woche in den Fällen der §§ 353, 
355, 358, 360 der Str. P. 0. beträgt in den Konsular- 
gerichtsbezirken zwei Wochen 2). Im Falle des § 439 
der Str. P. 0. beginnt die Frist zur Anfechtung einer 
Entscheidung für den Nebenkläger mit der Bekannt- 
machung der Entscheidung an den Beschuldigten s). 
Der Konsul kann Zeugen und Sachverständige, die zur 
Rechtfertigung der Berufung ernannt sind, vernehmen 
und beeidigen, wenn die Voraussetzungen des § 65, 
Abs. 2 der Str. P. 0. vorliegen. Die Protokolle über 
diese Vernehmungen sind dem Ober-Reichsan walte ein- 
zusenden 4). Die Vorschriften der §§ 223, 250, Abs. 2 
der Str. P. 0. finden entsprechende Anwendung. Das 
Gesetz vom 20. Mai 1898 (R. G. B. S. 345.) betreffend . 
die Entschädigung der im Wiederaufeahmeverfahren 
frei gesprochenen Personen findet mit der Maassgabe 
Anwendung, dass an die Stelle der Staatsanwaltschaft 
der Konsul tritt. Die Frist im Falle des § 5. Abs. 3 
des Gesetzes beträgt sechs Monate, Für die Ansprüche 
auf Entschädigung ist das Reichsgerieht in erster und 
letzter Instanz zuständig. 5) 

zesses. Es ist unnatürlich, von dem Strafrichter, eine Ab- 
' änderung seiner Entscheidung, die auf feste Ueberzeugung 
beruht, zu verlangen. Es wäre zu erwarten gewesen, dass 
das neue Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit die gegen 
die Grundprinzipien einer gerechten und unparteiischen 
Rechtssprechung verstossende Bestimmung des alten K. G. G. 
^ abgeändert hätte. Es ist dies aber nicht geschehen. 

1) § 65, K. G. G. neu. 
3) § 66, K. G. G.; a. G., § 37. 

3) § 67, K. G. G.; a. G^ § 38. 

4) § 68, K. G. G.; a. G., § 39. 
s) § 71, K. G. G., neu. 
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Nach Analogie des gemeinen Rechts bleiben das 
Begnadigungsrecht und die Militärgerichtsbarkeit durch 
das Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit unbe- 
rührt 1). 

e) Prozesskosten. 

Im Allgemeinen kommt in den Konsnlargerichts- 
bezirken das Reichskostengesetz vom 8. Juni 1878 und 
die Gebührenordnung vom 24. Juni desselben Jahres 
in Anwendung. Es seien hier die folgenden Abweich- 
ungen bemerkt: In den Konsulargerichtsbezirken wer- 
den die Gebühren der Gerichte und der Gerichtsvoll- 
zieher im doppelten Betrage der im gemeinen Rechte 
erhobenen bestimmt. Die Gebühr für eine Zustellung 
beträgt 3 Mark, wie für die Zustellungen im Auslande. 
Tagegelder und Reisekosten der Konsularbeamten, in 
Erfüllung gerichtlicher Functionen, werden nach Maass- 
gabe der für die Konsularbeamten geltenden Vorschriften 
erhoben. 2) Für die Gebühren der Rechtsanwälte findet 
die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7. Juli 
1879 keine Anwendung. Es kommen vielmehr Ortsge- 
bräche in Betracht. 3) 



§ 72, § 3, K. G. G. 

2) § 73, K. G. G., neu. 

3) § 76, K. G. G , a. G. § 44, Abs. 2. 
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ABSCHNITT III. 



Vollstreckung. 

Die Zwangsvollstreckung in den Konsulärbezirken 
aus den bei der Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit 
entstandenen vollstreckbaren Schuldtitelii erfolgt gegen 
die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen 
nach den Vorschriften über die Vollstreckung im In- 
lande. i) Um das Verfahren der Vollstreckung der 
Konsulargerichtsurteile von den inländischen Behörden 
zu verstehen müssen wir Folgendes anführen: 



a) Vollstreckung in das Vermögen: 

§ 17. Hier müssen wir zwei Fälle unterscheiden : 

Vollstreckung eines Schuldtitels eines Ausländers 
gegen einen Inländer und Vollstreckung eines Schuld- 
titels eines Inländers gegen einen Ausländer, Im ersten 
Falle geschieht die Vollstreckung von den bulgarischen 



*) §. 46, K. G. G. Die inländischen Behörden sind ver- 
pflichtet die Entscheidungen der Konsulargerichte zu voll- 
ziehen: 

1. Wenn die von den Konsulargerichtfen getrofifäne Ent- 
scheidung die Rechte der bulgarischen Gerichte nicht verletzt 
z. B. wenn sie Rechtssachen der Zuständigkeit der inliiud* 
ischen Behörden trifft. 

2. Wenn durch diese Entscheidu)igen die Interessen der 
Inländer offenbar nicht geschädigt werden (Circular des bul- 
garischen Justizministers vom 22. Dezember 1884.). 



j 
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Behörden und nach bulgarischen Prozessregeln, ohne 
Einmischung der Konsularbehörden. Im zweiten Falle 
geht das Vollstreckungsverfahren seinen eigenen Weg. 
1, Handelt es sich um bewegliches Vermögen, so 
musfi man unterscheiden, ob dasselbe in den Händen 
des verurteilten Ausländers oder im Besitz eines Dritten 
sich befindet. In dem letzten Falle werden die Sachen 
der Person, in deren Besitz sie sich befinden, seques- 
triert und dieselbe für die Sachen verantwortlich ge- 
macht. Befinden sich die Sachen im Besitz des Ans- 
länderSj so ist die Vollstreckung schwieliger, ja öfters 
unmöglich^ da sie von der Mitwirkung des betreffenden 
Konsulats abhängig gemacht wird. Die Betretung der 
Wohnung des Ausländers, ohne Assistenz des Konsulats 
delegats ist dem Gerichtsvollzieher unmöglich i). Ver- 
weigert der Konsul die Deligierung, so kann die Voll* 
Streckung nicht vollzogen werden. Falls die Wohnung 
des Ausländers, in dessen Vermögen die Vollstreckung 
stattfinden soll, sich an einem Orte befindet, wo kein 
Konsul seines Staates residiert oder der Konsul weiter 
als neun Stunden von der Wohnung des hetrefi'enden 
Nationalen entfernt ist, so braucht man nicht den Kon- 
salatsdelgaten abzuwarten um die Vollziehung der Voll- 
streckung vorzunehmen. Die inländische VoHzieliungs- 
behörde kann in Gegenwart eines Mitgliedes des Ge- 
meinderathes in die Wohnung des Fremden eintreten 
und gerichtliche Handlungen vornehmen. Ueber das 
Geschehene wird ein Protokoll aufgenommen und das 
selbe dem zuständigen Konsul im Lande zugeschickt 2), 



*) Art. 70 der Capitulationen von 1340 und Art. 67 der 
russischen Capitulationen von 1773. 

'*) Dieses darf aber nur unter zwei Bedingungen ge- 
schehen : 

1. Bei Unverzüglichlichkeit der Handlung und 
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2. Handelt es sich um die Vollstreckungf in ein 
unbewegliches Vermögen, so geschieht sie durch die 
inländische Behörde ohne Einmischung der Eonsular- 
behörden. 



b. In die Person. 

§ 18. Ist ein Haftbefehl erlassen oder ein Aus- 
länder unter polizeiliche Aufsicht von den bulgarischen 
Behörden zu stellen, so muss der zuständige Konaul 
spätestens 24 Stunden vor der Vollziehung des Befehls 
davon in Kenntniss gesetzt werden: Ist der Wohnsitz 
des Konsuls mehr als 9 Stunden entfernt, so hat die 
Benachrichtigung spätestens 8 Tage vor der Vollziehung 
zu geschehen ^). 

Die Ausweisung der Ausländer in Bulgarien ist 
eine streitige Frage, die noch nicht endgiltig entscliieden 
ist und deshalb ist sie die Ursache mehrerer Condicte 
mit den auswärtigen Staaten. 

Grosses Aufsehen erregte 1892 der Fall der Aus- 
weisung des Journalisten Chadourne 2). 



2. Bei Gefahr die Spuren eines Verbrechers zu verlieren. 
Nur in solchen Dringlichkeitsfällen kann der bulgarische Ge- 
richtsvoUzieher die Wohnung eines Ausländers betreten. 
(Piotokoll vom 9. Januar 1868.) 

*) Circular des bulgarischen Justizminister vom 22. Oc- 
tober 1880. 

2) Der französische Unterthan Chadourne zeigte in seiner 
Eigenschaft als Correspondent der Agence Havas UQd der 
Times in Sofia die ausgesprochene Intention, die bulgarische 
Politik und die damalige Eegierung vor den Augen 
Europas wahrheitswidrig zu compromittieren. Die bulgar- 
ische Regierung wandte sich mehrere Male an den französ- 



- -r^?^ • 
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Bulgarien hat das Aiisweisungsrecht gegen Aas- 
länder aus politischen Rücksichten, wenn das öffent- 
liche Wohl durch ihren Aufenthalt gefährdet wird. 



ischen Generalkonsul in Sofia, er möchte seine Untertanen 
bewegen, die Angriffe gegen die bulgarische Eegierung auf- 
zugeben, widrigenfalls sie ihn ohne schriftliche Mahnung als 
lästigjen Ausländer ausweisen würde. Der französische Konsul 
liess die Bitte der bulgarischen Eegierung ohne Antwort, in- 
folge dessen erhielt die bulgarische Polizei den Befehl, den 
genannten Chadourne bis an die serbische Grenze zu escor- 
tieren. Der Befehl wurde am 28. November 1891 ausgeführt. 
Die französische Eegierung antwortete auf diese Massregel 
durch ihren Konsul in Sofia mit einem Protest, in welchem 
sie die Handlung der bulgarischen Regierung als une violation 
ftagrante et premidit^e des immunit^s, que les traitäs assurent 
aux (Strangers bezeichnete. Der Konsul verlangte als Eepa- 
ratiön von der bulgarischen Eegierung: 1. Entschädigung für 
die von Chadourne erlittenen Schaden, dafür dass er rechts- 
widrig von seiner Wirkungsstelle entfernt wurde, 2. Schrift- 
liche Verpflichtung von der bulgarischen Eegierung, dass falls 
Ch. nach Bulgarien zurückkehre, ihm sein freier Aufenthalt 
garantiert würde. Die bulgarische Regierimg antwortete auf 
diesen Protest mit der Verweigerung jeder Reparation, mit 
der Motivierung, dass die Handlungsweise des in frage- 
Btehenden Journalisten diejenige eines ausgesprochenen Feindes 
Bulgariens wäre und dass Herr Ch. es sich zur Aufgabe ge- 
stellt hätte, Bulgarien systematisch in der fremden Presse 
durch falsche Mittheilungen zu discreditieren und, dass schliess- 
lich sein weiterer Aufenthalt in Bulgarien eine Gefahr für 
den Staat bilden würden. Gleichzeitig sandte die bulgarische 
Regierung durch ihren diplomatischen Agenten in Konstan- 
tinopel ein Memorandum an die Hohe Pforte, in welchem sie 
darauf aufmerksam machte, dass die Capitulationen in ihrem 
Ursprung nur den Aufenthalt der christlichen Staatsangehör- 
igen, die friedlich Handel treiben, zu sichern bezweckten. 
„Vergebens fährt das Memorandum fort, würde man. in 
den Capitulationen irgend welche Regel über den Prozess im 
Falle der Verfolgung von Verbrechern, oder Vergehen, welche 
von einem Ausländer gegen die Sicherheit des Staates be- 
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ABSCHNITT IV. 



Polizeiliche Befugnisse. 

§ 18. Der Konsul in Balgarien, sowie in den 
übrigen Capitulationsstaaten soll für die Aufrechter- 
haltung der gehörigen Ordnung unter seiner Nationalen 
Sorge tragen. Diesbezüglich übt er gewisse polizei- 
liche Befugnisse, soweit die inländische Gesetzgebung 
dies erlaubt, aus i). 



gangen worden wären, finden. Die Capitulationen schweigen 
über diesen Punkt ....". Die fürstliche Regierung erinnerte 
daran, dass im Jahre 1887 und 1889 die Ausweisung eines 
Correspondepten des „Le Tcmps" und des revolutionären 
Blattes „Le 9 Aoüt" keine Veranlassung zur Protestation der 
französischen Regierung Anlass gegeben hat. Darauf begann ein 
heftiger Notenwechsel zwischen der französischen Regierung 
und dem bulgarischen diplomatischen Agenten in Konstan* 
tinopel, der mit der Intervertion der fremden Mächte und mit 
der folgenden Declaration der bulgarischen Regierung endigte: 
„Die Regierung des Fürstentums spricht ihr Bedauern 
I über das Vorkommen aus und verspricht für die Zukunft im 

I Falle der Ausweisung französischer Untertanen den französ- 

ischen Konsul davon in Kenntniss zu setzen. Handelt es sich 
aber um Personen, deren Aufenthalt in Bulgarien aus polit- 
j ischen Rücksichten unmöglich erscheint, so ist die Regierung 

befugt sie sofort auszuweisen". 

') Für Deutschland siehe § 49. 51. Abs. 2. K. G. G. 
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